
„Zwischen den Stühlen“
Zur „Judenchristlichen“ Selbsthilfe 1mM Dritten Reich

Von Eberhard Röhm und Jöörg Thierfelder

Es 1St bekannt, da{fß die deutschen Juden, die seIit Begınn des Drıtten Reiches
immer stärker verfolgt und unterdrückt wurden, keine ühe scheuten,
durch Selbsthilfeaktionen ihr schweres LOs erleichtern. Dies geschah VOILI
allem durch das yeschlossene Handeln der 1m September 1933 gebildeten
„Reichsvertretung der deutschen Juden“, 1mM November 1935 Zzwangsweılse
iın „Reichsvertretung der Juden 1n Deutschland“ umbenannt, W1e€e durch de-
TEn Selbsthilfedachorganisation, dem „Zentralausschuß für Hıltfe und Auf-
bau“.! Auft fünf Gebieten Wr Hıltfe nötig: Berufsfürsorge und Wırt-
schattshilte (Stellenvermittlung, berufliche Umschulung für Emigranten,
Rechts- und Kredithilte für Selbständige), Sozıalhıilfe, Schul- und Bıl-
dungswesen, Auswanderung, Kultur (Ausschlufß der Juden AaUuUs$s dem
Musık-, Theater-, Kunst- und Literaturleben).

Sowelılt 1n iıhrer Macht stand, unterstutzten 1neI Reihe VO Jüdi-
schen Teılorganisationen deutsche Juden, der „Hılfsvereıin der deutschen
Juden“ später „Hiılfsvereıin der Juden 1in Deutschland“) und 1in karıtatiıver
Hınsıcht die schon VOT 1933 bestehende, Jjetzt wieder reaktivierte „Jüdi-
sche Wınterhilte“. Es entstand eın eigenständıges jüdısches Schulwerk. Aus-
wanderern stand die „Hauptstelle für jüdische Wanderfürsorge“ der Reichs-
vertretung und das „Palästinaamt“ der „Jewish Agenc Zur Verfügung.
Schliefßlich wurde 1m Juli 1933 der „Kulturbund Deutscher Juden“ 1NSs - -
ben gerufen. Er sollte den VO den deutschen Bühnen und Konzertpodien
ausgeschlossenen jüdıschen Berutskünstlern LICHE Verdienstmöglichkeiten
eröffnen und dem jüdischen Publikum, das sıch zunehmend VO der „deut-
schen“ Kulturszene ausgeschlossen sah, ein AL  $ eıgenes Kulturangebot
machen.

Dıieses Angebot stand eigentlich NUur den Juden, die sich ıhrem Juden-
£u  3 bekannten, S: Verfügung, nıcht aber denjenigen, die sıch VO Juden-
u losgesagt hatten und meı1st ZU Christentum konvertiert PE Die

Vgl SA Reichsvertretung und deren Hılfsorganısationen Jetzt Wolfgang Benz
Heg.) Dıie Juden 1n Deutschland 33—-19 München 1988 Zum Jüdıschen Kulturbund
vgl Jetzt ganz Akademıie der Künste (Hg.), Geschlossene Vorstellung. Der Jüdische
Kulturbund 1ın Deutschland 31 Berlın 1992 Im übrigen vgl Eberhard Röhm /
Jörg Thierfelder, Juden, Christen, Deutsche, 1990), 2 (4992); 273 (1992),
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Nazıs freilich, die die Juden wenıger ıhrer Religionn denn als Rasse
verfolgten, machten zwischen Glaubensjuden und Nichtglaubensjuden
kaum eınen Unterschied. Wohin konnten sıch 1U  — aber die schätzungsweıse
100.000 bıs 150.000 sogenannten christlichen „Nıchtarıier“ wenden? Für s1e
gab eın vergleichbares Hilfsangebot.

Gewiß die meısten christlichen „Nıchtarıer“ nıcht in gleicher We1-
der Verfolgung ausgesetZtL; die Mehrzahl VO ıhnen iın der Sprache

der Nazıs „Mischlinge“ und damıt wenı1gstens dem Buchstaben nach den
„Arıern“ gleichgestellt. Man schätzt, da{fß eLtwa Dreiviertel der Nichtglau-
bensjuden nıcht die Nürnberger (zsesetze fielen, also wenıger als dreı
jüdısche Großeltern hatten.“ Im Alltag freilıch W al dieser ormale Schutz oft
wen1g wert. Wıe unzählıge Beispiele zeıgen, kümmerten Nachbarn, Arbeit-
geber oder auch Lehrer sıch wen1g die feine Unterscheidung zwischen
einem Volljuden und einem jüdıschen Mischling. Fur eınen Antısemiten War

Jude eben Jude Andererseıts beruhigten die Kırchen sıch allzu lange beim
Gedanken, da{ß die ohristlichen „Nıchtarıer“ der Mehrzahl ach endgültıg
geschützt waren. Es 1St darum verständlich, dafß die Betroffenen sıch ımmer
mehr 1n der Sıtuation „zwiıschen den Stühlen“ gefühlt haben Sehr treffend
kommt dıes 1in einem Hıltferuft Z Ausdruck, den eın CIl seıner jüdi-
schen Abstammung Aaus dem Dienst entlassener Berliner Sanıtätsrat den
damaligen desıgnıerten Reichsbischof Friedrich VO:  - Bodelschwingh Mıtte
Juni 933 gerichtet hatte: „Mußß ıch nıcht heut, hochgeehrter Herr Reichsbi-
schof, bereuen, den Schritt [sC der Konversion ZU Chrıstentum ]
haben? Heut siınd ZISEeTFe Kinder nıcht Fisch, nıcht Fleisch: Sıe haben den
Schutz verloren, den das Judentum seinen Angehörıgen und überall kn

gedeihen lafst: sS1e haben VO der christlichen Kirche keinen Schutz bekom-
I1LLCIN und ohl auch keinen erwarten 1n ıhrem Staatsbürgertum als Deut-
sche. ıbt unverschuldet eın härteres Schicksal?“>

Im katholischen Raum yab tür die dort lebenden christlichen „Nıchta-
jer  ‚CC s1e zahlten 1im alten Reichsgebiet etwa eın Fünftel aller „Judenchrı-
sten.  «“ eın ungleich viel orößeres Angebot Hılfe als auf evangelıscher Se1-

Se1it Aprıl 1934 gab das VO der deutschen Bischofskonferenz AaNSCICS-
und unterstutzte „Carıtas-Notwerk“ 1n Berlıin, das Vorsıtz VO Bı-

schof Bernes und un: der Geschäftsführung VO Dr. Heinrich Krone
stand. Seine Aufgabe WAar die Unterstutzung deutscher Katholiken, die AUusSs

ekürzt:Nachstehend wiırd Ww1e€e tolgt abffAH  > Lobetal: Archıv der Ho nungstaler Anstalten Lobetal ber Bernau; Pots-
dam: Bundesarchıv Abt. Potsdam: PAA Bonn:  S  » Politisches Archiıv Ausw. Amt Bonn;
Mädl Reichsministeriıum des Innern; RN:'! Reichsverband nichtarıscher Chrısten;
RW Reichswirtschaftsminıisterium.

Zur ahl „nichtarıscher“ Christen w1€e ZUT ahl jüdıscher „Mischlinge“ 1mM rıtten
Reich g1bt C® 1Ur Schätzungen. 1e Angaben gehen auf die einzıge amtliche statistische
Erhebung Maı 1939 zurück. Unter den Glaubensjuden wenıger als O, /
geschützte „Mischlinge“. Vgl., auch Z Folgenden, Röhm Thierftelder, (1990),
260—263

Söhm Thiertelder 1990), 255
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polıtischen, rassıschen oder reliıg1ösen Gründen verfolgt wurden. In Aus-
wandererangelegenheiten half VOT allem der schon se1it 1871 bestehende S
Raphaelsverein“. Dıie Wwel Zweıgstellen des St Raphaelsvereins W1e dessen
1m Verbund mıiıt dem Deutschen Carıtasverband arbeitenden mehr als
Nebenstellen behielten selbst och 1m Drıtten Reich mehrere Jahre lang den
amtlich anerkannten gemeınnützıgen Status VO:! Auswanderungsberatungs-stellen. Schon 1933 WAar dem rührigen Generalsekretär Max JosephGröfßer eın eıgenes „Sonderhilfswerk“ St Raphaelsverein gegründet W OTI-
den, das nachweiıslich bıs 1938 mehr als 101010 Menschen, davon die Mehrzahl
katholische „Nichtarier“;, AL Auswanderung verholfen hat. Das Carıtas-
Notwerk und das Sonderhilfswerk schlossen sıch 1935 Zur Koordination ıh-
GT Arbeit im „Hiılfsausschufß für katholische Nıchtarier“ zusammen.*?

Keın Zweıfel, bescheiden angesichts der Not die Hılfe insgesamt gC-se1n INAaS, katholische „Nıchtarier“ wußten, wohin S1e sıch wenden
konnten. Entsprechende Einriıchtungen gab auf evangelischer Seıte
nächst nıcht. Ratsuchende evangelische „Nıchtarier“ konnten sıch 1n SO71a-
ler Hınsıicht allenfalls einzelne Stellen der Inneren Mıiıssıon wenden. Von
einer Reihe VO Einrichtungen der nneren Mıssıon weıfß INan, daß S1€e 1n
Eınzeltällen hilfsbedürftigen „Nıchtariern“ tatkräftig geholfen haben twa
die Hältfte der Vertrauensstellen des spateren „Buüros Pfarrer Grüber“
bei Stellen der Inneren Mıssıon angesiedelt. Der staatsloyale „Central-Aus-
schufß für die Innere Miıssıon“ als Dachorganisation verweıgerte sıch aller-
dıngs der Aufgabe, iıne zentrale Hıltsstelle tür „Nıchtarısche“ Christen e1IN-
zurichten.?

In Auswanderungsfragen konnte INnan 1mM protestantischen Raum tach-
männiıschen Rat 1Ur beim „Evangelischen Verein für Deutsche Ansıedler
und Auswanderer“ bzw. bei den mit diesen verbundenen Zzwel kleinen Aus-
wanderermissionen in Hamburg und Bremen erhalten. Der „EvangelischeVereıin für Ansıedler und Auswanderer“ wurde 1897 1m Zusammenhang der
Kolonialschule 1n Witzenhausen geschaffen. Se1it 1919 unterhielt ıne Be-
ratungsstelle miıt Fachbibliothek und Lesesaal 1n Berlin Z Monbijou-platz Der Vereın genofß INmM: miıt seinen Beratungsstellen 1im
Reich Ww1e der St Raphaelsverein staatlıche Anerkennung und Unterstüt-
ZUNgZ. Letztes Ziel des ereins War die Förderung und Erhaltung des Aus-
landsdeutschtums und deutscher evangelischer Gemeılnden in den Ansıed-
lerländern. „Nıchtarier“ konnten VO dieser Eınrichtung kaum Hılfe 1 WAar-
ten. ach Auffassung des Geschäftsführers, Dr. Schröder, sollte nıcht
„das Wohl des Individuums“ den Vordergrund der Arbeit gestellt werden,sondern die „übergeordneten Gesichtspunkte der Volkstumserhaltung und
Gemeinde- und Kırchenbildung 1m Ausland“. Von daher WAar für iıh fast

Zur katholischen „Nıchtarierhilfe“ vgl Lutz-Eugen Reutter, Katholische Kırche als
Fluchthelfer 1im rıtten Reıch, Hamburg 1971

oöohm Thierfelder, (1990), 328—332; 2/1 K1992% Kap
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selbstverständlich: „Miıt der jüdıschen Auswanderung haben WIr uns nıcht
befassen“, Ww1e Schröder 1mM Jahresbericht für 1935 schreibt.®
Praktisch stand also auf evangelıscher Seıte ine zentrale kırchliche Hılfs-

stelle, w1e S1€e VO  — allem VO Vertretern des Weltbundes für internationale
Freundschattsarbeit der Kırchen w1e auch VO einıgen engagıerten Mitglıe-
dern der Bekennenden Kirche gefordert wurde, nıcht ZÜF Verfügung. Nıcht
zuletzt die tiefe Zerrissenheit innerhalb der evangelıschen Kırche 1e1
nıcht einem gemeınsamen Vorgehen kommen. c mıiıt der Gründung
des sogenannten „Büro Pfarrer Grüber“ und dem damıit verbundenen Netz
VO: Vertrauensstellen in tast allen Landeskirchen 1m Herbst 1938 entstand
durch die Bekennende Kırche ein der katholischen Seite ebenbürtiges Ange-
bot für protestantische „Nıchtarier“. Das uro Grüber hatte vier Arbeits-
zweıge: Die Auswandererberatung und -betreuung mıiıt gelegentlicher
Stellenvermittlung 1Ns Ausland, Wohlfahrtshilfe, zeıtweılse auch die Ver-
waltung der Wınterhilte für die Berliner evangelıschen „Nıchtarıer“, die
schulische Betreuung; 1in Berlin yab in den Jahren 1939 und 1940 ıne e1l-
SCI1C „Familiıenschule“ und die seelsorgerliche Betreuung.

Es tut der Bedeutung der Arbeit des „Büro Pfarrer Grüber“ keinen Ab-
bruch, WECNN WIr heute teststellen, dafß iıne Ühnliche Aktıvıtät tatsächlich
trüher schon gab 1n Gestalt der judenchristlıchen Selbsthiltfe 1m „Reichsver-
band nıchtarıscher Christen“ und durch dessen Nachfolgeorganısationen,
dem „Paulusbund“ und der „Vereinigung 1937“ (GGenauer gESaAZT, das Uuro
Grüber seizte dıe vorauslaufenden Bemühungen fort; WE auch mıt einer
deutlichen Akzentverschiebung, bıs dahın, da{fß einzelne hauptamtliche Mıt-
arbeiter 1M Paulusbund VO Buro Grüber übernommen wurden. Dieses
Bild erg1ıbt sıch, se1it aus dem Nachla{ß dieser Organısationen eın umfangrei-
cher Aktenbestand 1m ehemalıgen Zentralen Staatsarchiv Potsdam heute
Bundesarchiv Abt Potsdam zugänglich ist.‘

Dreı Phasen der Selbsthılfe
Man ann deutlich drei Phasen der Entwicklung der Selbsthilte „nıchtarı-
scher“ Christen 1m Drıtten Reich unterscheiden. Dıiese hängen CNg MIt der
sıch 1m Lauf der Jahre verändernden nationalsozialistischen Judenpolitik —_
Sammımen:

Dıie Ara des „Reichsverbands nichtarischer Christen AF den
beiden Vorsitzenden (sustav Friedrich und Rıchard Wolff VO der Grün-

Jahresberichte 1935 un! 1936, in: Der Deutsche Auswanderer 321936 LTE un:!
351937 70—78

Es handelt sıch 21 Aktenordner dem Aktenzeichen 75 Ve („Vereıumıu-
SunNng 193773 die vermutlich bei der Liquidation der Vereıin 1937 ı+ 1939 beı
dessen Vorsitzendem, Rechtsanwalt Friedrich arl Leßer, du  gurch dıe Gestapo beschlag-
nahmt wurden.

Das „Büro Pftarrer Grüber“ 1st ausführlich dargestellt 1 Shm Thiertelder, AF
(19923: Kap 47 W1e€e auch 1n (1993)
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dung des Verbands 1m Juli 1933 bıs den Nürnberger (GGesetzen 1m Sep-tember 935
Die Ara dem Vorsıtz VO Heıinrich Spiero VO September 1935

bıs Februar 1937 S1e 1St gekennzeichnet durch die innere pannung, die
durch die Unterscheidung 1n „Volljuden“ und „Mischlinge“ se1it den Nürn-
berger Gesetzen eingetreten 1St. In diese eıt fällt auch die ZWwangswelseUmbenennung des Verbandes 1n „Paulusbund“ 1im August 1936

Dıiıe eıt se1t der dem Paulusbund aufgenötigten Umwandlung 1n einen
reinen „Mischlings“bund. Der Rechtsnachfolger des Paulusbundes aus at-
licher Sıcht WAar die nier Friedrich arl Lefßer arbeitende „Vereinigung
1937° Ihr Ende kam MmMit deren Liquidation durch die Gestapo 11 Au-
gust 1939 Im selben Zeıitraum wurden die christlichen „Volljuden“ VO der
neugegründeten Hıltsstelle „Buüro Dr. Heıinrich Spiero“ betreut. Diese Ar-
beit endete mit der Eingliederung des Büro Spiero 1ın das „Büro Pfarrer
Grüber“ 1m Jul:ı 1939

Der Reichsverband der nıchtarıschen Christen his den
Nürnberger (Jesetzen

Der „Reichsverband der nichtariıschen Christen E der ursprüngliche
Name autete „Reichsverband christlich-deutscher Staatsbürger nıchtari-
scher oder nıcht eın arischer Abstammung A WAar eın Zweckverband
evangelıscher und katholischer Christen jüdischer Abstammung „ZUur Ver-
tretung gemeınsamer Lebensinteressen“. Er wurde Jul: 1933 gegrun-det Es ging ıhm 1m wesentlichen kulturelle Freizeitgestaltung, Rechts-
beratung und Stellenvermittlung. Neben Berlin vab 1im Junı 1934 bereits
1n acht deutschen Grofßstädten UOrtsgruppen, die ausführlich 1m monatlich
erscheinenden Miıtteilungsblatt über hre Arbeit berichteten. In Berlın bot
der Reichsverband seiınen Mitgliedern regelmäßig Veranstaltungen Es
yab Vorträge, Konzerte, Theateraufführungen und Kunstausstellungen. Der
Reichsverband verfolgte damıt ÜAhnliche Ziele W1e€e der jüdısche Kulturbund,
Wenn auch dessen Angebot weder quantıtatıv noch qualitativ mıiıt dem des
Kulturbundes vergleichbar 1St Beıider Kulturarbeit unterlag der
Überwachung durch Reichskulturwalter Hiınkel WwW1e durch die Gestapo Im
Junı 1935 verbot diese Z Beıispiel den Verkauf VO Eintrittskarten
Arıer ® Emport reagıierte der damalıge Vorsitzende des Reichsverbands,
Richard Wolff, darauf Der Reichsverband tühre W1€e vorgeschrieben
grundsätzlich geschlossene Veranstaltungen durch, jedoch gebe be1 einem
Verband mıt „Mischlingen“ natürlicherweise auch „arısche“ Ehepartner, die
satzungsgemälß ebenfalls Mitglieder des Verbandes seın könnten.?

Gestapo Berlin RN:'!  ( (26 Potsdam: 75 Ve 6, kte 5 S Bl 190
Rıchard Woltff Gestapo Berlin (3 Potsdam: 5 Ve 6, kte 3,BI 188
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In den Räumen der Berliner Zentralstelle, Uhlandstrafße 40, fanden
Volkshochschul- und Berufsumschulungskurse uch Kurse mıiıt relıg1-
Osen und philosophischen Themen wurden angeboten.

Dıie Ausrichtung des Verbandes WAarlr autftallend patriotisch-deutschnatio-
nal,; VO  m allem 1n der Anfangszeıt. Im Gründungsaufruf des ersten Vorsıiıtzen-
den, des Schauspielers (sustav Friedrich, heißt Aufgrund des Arıerpara-
graphen selen „viele wertvolle deutsche Menschen VO der Autbauarbeit
uen Staat ausgeschlossen.“ Dies treffe „die niıchtarıschen oder die nıcht
eın arıschen Menschen esonders schmerzlich, weiıl s1e eutsch und christ-
iıch empfinden und AUS innerer Überzeugung auf dem Boden der heutigen
Regierung stehen“.!9 Dıie betont deutschnationale Orıentierung War typısch
für viele „nıichtarısche“ Christen. Von einıgen leitenden Persönlichkeiten des
Verbandes wıssen WIr, da{fß sS1€ Mitglieder der Deutschnationalen Volksparteı
BCWESCHL oder sıch in der Weıimarer Republık ZuUur Rechten gezäahlt hat-

11ten.
Bıs einem ZeWI1sseN rad WAar die natiıonale Ausrichtung natürlich

auch taktisch naheliegend; der bedrängenden Sıtuation WAar INa VO.

Wohlwollen des Regimes abhängıg und demonstrierte deshalb, 21Ng,
Loyalıtät und Gehorsam.

Als (sSustav Friedrich, der Gründungsvorsitzende, 1m Oktober 933 über-
raschend starb, LFa dessen Stelle der bisherige Stellvertretende Vorsıtzen-
de, der Hiıstoriker und langjährige Hauptschriftleiter des Presseberichts der
Weımarer Reichsregierung, Dr. Rıchard Woltt. Nıcht VO ungefähr stellte
Wolfft sıch 1mM Mitteilungsblatt des Reichsverbandes als „Frontkämpfer“ VO  Z

Dasselbe konnte auch VO Wolt#fs Stellvertreter, Oberleutnant A Dr. Wal-
ter Guttmann, geSsagl werden.!*

Der Reichsverband arbeitete ohl mi1t Überzeugung ach dem Füh-
rerprinzıp”. WAar unterstutzte eın zwanzigköpfiger Arbeitsausschufß die
Leitung. ach der Satzung tIrug jedoch alleın der Vorsitzende „den Be-
hörden gegenüber die volle Verantwortung dafür, da{fß die Tätigkeit des Ver-
bandes mıt dem Staatsınteresse 1m Einklang“ stand.!* Vorsitzende der Orts-
STupDpCH WI1e auch die Mitglieder des Arbeitsausschusses vornehmlich

Gründungsaufruf des RN:'!  ( (Juli Potsdam: 75 Ve 6) kte 1 9 BI 413
RS11 Heınric Spıero, Vorsitzender des Reichsverbandes VO M43, 1n seinen
Lebenserinnerungen als Mitglieder des Vorstands „dreı Bezirksvorstandsmitglieder der
Deutsch-nationalen Volkspartei, den ostpreußischen Provinzialvorsitzenden der Deut-
schen Volks artel, wel Miıtglieder des Preußischen Staatsrats und einen Träger des Sıl-
bernen Stah helmabzeichens“. Heinric Spiero, Schlaglichter 4A4Uus dem rıtten

Verft.Reich, Manuskrıipt 1mM Besıtz
Mitteilungsblatt des RN:!  ® Nr. (20. 3 (sustav Friedrich verstarb

31 1933 Dr. Richard Woltt wurde der Gestapo 1934 als Vorsıtzen-
der gemeldet. Vgl RNC Gestapo Berlin (16 1933 un! Potsdam:
75 Ve, kte $ Bl 706 un! 189

Zur Person Woltf vgl Walter Guttmann: Dr. Richard Wolff Jahre alt. In: Mıtte1-
sblatt RN:!  ( (Nr. 3)!'ung Satzung des RN:'!  ® 23 Kopıe 1im Besıtz der Verft.



338 Eberhard Söhm ; Jorg Thiertelder

Jurısten. Im Reichsverband arbeıiteten jedoch auch Theologen Jüdischer A
eaktıv mıt SO WAar Superintendent Dr. Carl Schweitzer ine
Zeitlang Mitglied des Arbeitsausschusses. Andere evangelische Theologen,die mıtwiırkten, Ernst Heinrich Gordon, Ernst un Kurt Lehmann,
Wılly Süßbach, Ernst Flatow, Peter Katz, Paul Leo, Kurt Olsner, Arnold
Frank, Ernst Lewek, Rudolt Gurland und Hans Ehrenberg.!*

Die Zahl der eingeschriebenen Mitglieder Jag auf dem Höhepunkt der
Entwicklung 1mM Jahre 1936 bei etwa 5500.1 Das monatlıch erscheinende
Mitteilungsblatt hatte ine Auflage VO 3500 bıs 5000 Exemplaren.!®

Die Ara unter Heinrich Spıero DVO September 7935 hıs Februar 1937

Den tiefsten Einschnitt in der Geschichte des Reichsverbandes brachten die
Nürnberger Gesetze. Seither x1bt die Unterscheidung 1n „Juden“ und
„Mischlinge“. Die „Mischlinge“ 1mM Reichsverband mehr
als die Hälfte der Mitglieder!” ekamen durch die Nürnberger Gesetze e1-
LIC1H Sonderstatus:; S1€e konnten sich jetzt „Vorläufige Reichsbürger“ CHH1IECN
und mindestens auf dem Papıer den „Arıern“ gleichgestellt.!? S1e WUrTr-
den ZU Arbeitsdienst und Zu Heeresdienst herangezogen, S1e konnten
Mitglied der Arbeitsfront, der NSV und der Deutschen Studentenschaft und
auch anderer berufsständischer Organısationen se1in. ıne Zeıtlang hofften
S1e Oß  9 ihre Kınder könnten in der Hiıtlerjugend Mitglied werden.!?

ehr zufällig yab fast ZuUur selben eıt 1in der Verbandsleitung eiınen
Wechsel. Friedrich Woltff mufste se1ın Amt nıederlegen. Er hatte nıcht mehr
das Vertrauen des Arbeitsausschusses. An seiıne Stelle Lrat der 5%jährıige Dr.
Heıinrich Spiero. Unter Spleros Leitung erfuhr der Verband seıine oröfßßsteEntfaltung. Spiero bekam freilich auch die mit den Nürnberger Gesetzen gC-schaffene ipnere Zerreifßsprobe voll spüren.“”

Miıtteijlungsblatt RN:'!  ( E RN:'!  ( Gestapo Berlin (19 Pots-
dam Ve, kte 3, BI 1%6; Heıinrich Spiero, Ptarrer 1m Paulusbund. Manuskript, KOo-
pıe 1M Besıtz der Vert.

15 LEtwa die Hältte der Miıtglieder lebten 1n Berlıin. Vgl RN:'!  M Gestapo Berlin
Bl 1572 un: 147
(30 1936 un! „Mitgliederbestand 13 10 1936“ Potsdam: 75 Ve 6‚ kte 3,

16 Dıe Auflagenhöhe 1st jeweıls dem Impressum entnehmen. Vgl auiserdem Be-
richt Dr. Mendelson 43 Potsdam: 75 Ve, kte 6, BI 4355

Ü7 Nach einer statıstischen Erhebung VO Maäarz 1937 %o der Mitgliederden  48 f „Vorläufigen Reichsbürgern“ zahlen. Vgl Potsdam: Ve 67 kte 4‚ BI
18 Söhm Thiertelder (1992) 2/4,; Kap19 Referat Leßer 1n öln Potsdam: Z Ve 6) kte E B1 43—58, bes
20 Gegen Friedrich Woltff wurde der orwurt erhoben, haben eınen tür den

Verband hohen Autwand betrieben. Vgl Dr Spiero Dr. Fuchs (26Potsdam: Ve 6, kte 2 '9 BL 18
Dr.Jur. Dr. hıl h.c Heınriıch lero wurde 15 1935 kommissarisc ZU Vorsıt-

zenden Dn  geEWa It. Rıchard Wolft atte inan »  € UÜbernahme einer größeren WwI1ssen-
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Dr Heinrich Spıero
Der Jurıist und Literaturhistoriker Heinrich Spiıero hatte sıch in Jungen Jah
DE  - gewiiß nıcht traumen lassen, durch die Nazıs AaUus einer erfolgre1-
chen Gelehrtenkarriere geworfen einmal Zu Vorsitzenden eines „Nıchta-
rier“-Verbandes erkoren würde; mehr 1St se1in Lebensweg WwW1e auch
seın ngagement, mıiıt dem 1U dieses Amt ausübte, recht typisch für viele
seiner Schicksalsgefährten, die iıhm 1mM „Reichsverband nıchtarischer hrı-
sten“ ZUT)T Seıite standen.*! 1876 1N Königsberg 1ın einer jüdischen Kaufmanns-
amılie geboren, studierte Spiero nach dem Abitur Lıteratur- und Kunstge-
schichte, anschließend Rechts- und Staatswissenschaften. och während des
Studiums in Berlin gerat Spıero den Einflufß des wortgewaltigen Kan-
zelredners Alfred Thaer, der ein für iıh überzeugendes Christentum verirart
Heıinrıch Spiero 1e6ß siıch durch ıh 1894 1n Berlin-Charlottenburg tauten
und kehrte damıt dem Judeseıin den Rücken. Als promovılerter Jurıst beklei-
dete bis d Begıinn des Weltkriegs ine leitende Stellung beı einem Ham-
burger Grofßhandelshaus. Im Ersten Weltkrieg WAar Splıero dienstverpflichtet
1m Kriegsministerium; arbeitete 1ın der Kriegsrohstoffabteilung Wal-
ther Rathenau, dem spateren Reichsaußenminister. ach dem Krıeg WAar

Heıinrich Spıero freiberuflich als Literaturwissenschaftler VO  - hohem Rang
tätıg. Innerhalb kurzer eıt veröfftentlichte namhafte Bücher über die
deutsche Lyrık. Von 1928 bıs 1931 eitete die Herausgabe des zehnbändı-
CIl „Jedermanns Lexikon“. Spiero War Mitglied, ZU Teıl auch leitendes
Mitglied, vieler Literaturgesellschaften und -verbände, des PEN-Clubs,
des Deutschen Germanistenverbands, der Wıilhelm Raabe- un! der Lessing-
gesellschaft. 1931 verleiht ıhm die Philosophische Fakultät der UnLversität
Göttingen die Ehrendoktorwürde anläßlich des 100 Geburtstages VO Wil-
helm Raabe, dessen Biograph Heıinrich Spiıero 1St. uch kirchlich hatte sich
Spıero engagıert. Er gehörte dem 1919 gebildeten Kirchenverfassungsaus-
schufß der evangelischen Kırche der altpreufSischen Unıon und WAar dort
Schriftführer.

Für einen 1mM Leben stehenden Mannn WI1e€e Heinrich Splero MU CI-

schütternd SCWESCIHI se1n, als ihm mıiıt dem Anbruch des Drıtten Reiches jede
schriftstellerische Tätigkeıit un: auch jede Vortragstätigkeıit schlagartig -
tersagt W AaTl. och dieser Zustand WAar typisch für viele leitenden Personen
1im Reichsverband. Das Angebot, hauptamtlich den Vorsıtz übernehmen,
WAar neben aller Gefährdung, die damıt verbunden Wal, für ihn gewiß auch
1ne willkommene Gelegenheit, überhaupt Sıinnvolles tun können.
Denn Fmigration hat der deutschnational Gesinnte, tiet miıt der deut-
schen Sprache Verbundene nıe gedacht. Bıs auf die Jüngste Tochter, die sıch
durch die Fhe MIit einem „Arıer“ geschützt wähnte, hatten die vier anderen

schaftlichen Arbeıt bıs Zzu A 1935 beurlaubt“, WwW1e offiziell hieß Vgl RN:'!
Gestapo Berlin (24 Potsdam: F5 Ve 6, kte 3) BI I8

Das Folgende verdanken dıe Vert. mehreren autobiographischen Skizzen VO

Heıinrich Spiero aus dessen privatem Nachlaf.
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Kınder sıch tür die rechtzeıitige Flucht A4aus Deutschland entschieden. Di1e EI-
tern Splero aber lieben. Möglichkeiten einer Lehrtätigkeit, die Ernst Reuter
in Ankara und ine seiner Tochter in den USA für Heıinrich Spıero 1n die
Wege geleitet hatten, wurden VO ıhm nıcht ergriffen. „Die Verbundenheit
mıiıt dem deutschen Boden WAar mMI1r immer selbstverständlich, W1€e S1€e me1-
nen Vortfahren a  war schrieb Spıero 1 Rückblick urz nach dem Krıeg. Die
nationale Verwurzelung WAar stärker als die ngst VOT Verfolgung und Tod
Daflß den Holocaust überlebte, obwohl InNnmen miıt seiıner Frau sich
bereits bei der Berliner Deportationssammelstelle eingefunden hatte, konnte
Spiero LUr als ütıges Schicksal und Wunder verstehen.

Die Zerreißprobe für den Reichsverband b7zay. den Paulusbund
Als Heinrich Spiero ZA3: Vorsitzenden des „Reichsverbandes niıchtarıscher
Christen“ gewählt wurde, hatte INan ursprünglich ach einem „Mischling“
Ausschau gehalten; doch aus diesem Kreıs Wlr nıemand bereıt, sıch mıiıt e1l-
11 solchen Amt belasten, eın Diılemma, das auch ON für den Reichs-
verband charakteristisch W 9  —$ Obwohl die Mehrzahl der Mitglieder keine
„Volljuden“, sondern „Vorläufige Reichsbürger“ N, trugen die Verant-
wortung und die finanzielle Haupftlast 1m Verband die „Voll-Nıchtarier“.
Heıinrich Spıero suchte der latent vorhandenen Spaltungsgefahr ENISCSENZU-
wırken, indem ımmer wieder „Mischlinge“ ZUr Mitarbeit heranzog und
be] einer tallıgen Neuwahl bewußfit einen Nicht-Volljuden, Friedrich arl
Leßer, seinem Stellvertreter ernannte.“< Mıt dieser Entscheidung erwıes
siıch Heıinrich Spıero als Mannn des Ausgleıichs; doch auch konnte dem In-
teressenkonftlikt innerhalb des Verbandes letztlich nıcht ausweiıchen. Er WAar
durchaus verstehen, dafß die „Vorläufigen Reichsbürger“ darauf drängten,
da{ß der Verband sıch esonders für ıhren Personenkreis bei den Behörden
einsetzte. Für S1e meınten S1€e ware och ehesten und vielleicht
überhaupt L1LUT noch erreichen. Typisch hierfür 1St eın Vorfall VO
Mäarz 1936 Erbost über die Untätigkeıt des Reichsverbands in seiınem Fall,
erklärte eın Mitglied gegenüber dem stellvertretenden Vorsitzenden Leßer
den Austritt. Der Betrettende hatte gehofft, INa  ' SEtZEC sıch für ıh als
Schwerkriegsbeschädigten 1m besonderen 1N. Seine Erwartung auf ine Ün
terstutzung hatte mıt einem sprechenden Bild begründet: „Wenn INa  - das
Rettungsboot VO vornhereın überlädt, dann wiırd eben kein einzıger EL-
tet. Dıiese Überlegung sollte auch bei Ihnen obwalten, WEn S1e darüber be-
9 ob INa  - Jjetzt für Mischlinge zunächst weıtere Erleichterungen schaf-
fen könnte.“ Der zuständiıge Reterent 1m Uuro des Reichsverbands, Dr.
Günther Alexander-Katz, hielt 1n einer Randnotiz für die Gegenposıtion als
Begründung fest: Unterschiede zwischen „Volljuden“ und „Mischlingen“

Leßer Grundwald (B Potsdam: 75 Ve 63 kte 4, Bl 2037
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innerhalb des Verbandes machen ware „unevangelısch“, „unchristlich“
und Parte1 und egierung gegenüber auch „unwürdıg

Schon Ende 1935 verschärfte sıch die Diskussion iınnerhalb des Reichs-
verbandes über ine eventuelle Teilung. 1)Das Hauptargument der Befürwor-
ter der Trennung W al, dies se1 1mM Interesse der Kinder nötıg, die sOoweit
„Mischlinge“ in der Regel noch wenıger als ıhre Eltern VO  H den Nurnber-
gCI (Gesetzen betroffen waren.“* och konnte sıch der Vorstand mı1t Erfolg

ine Veränderung durchsetzen. Im Maı 1936 erfolgte freilich die e1n-
deutige Anordnung VO seıten des aufsichtführenden Reichsministers für
Volksautfklärung und Propaganda w1e auch der Polizei ZULI Bildung eines rel-
NIl „Mischlings“verbandes. och auch konnte der Vollzug dieser Auft-
lage fast eın volles Jahr hingezogen werden. Um ıne Namensänderung
kam der Reichsverband allerdings nıcht erum. Dem VO Reichspropagan-
damınıster Goebbels ZU „Sonderbeauftragten für die Überwachung der
geistigen und kulturellen Tätigkeiten der Nıchtarıer“ eingesetzte Reichskul-
turwalter Hans Hınkel*> schwebte ohl eın Ühnlich gettoartiger Zusammen-
schlufß aller „nichtarıschen“ Christen VOI, W1€e ıhm dies mıt den jüdischen
Kulturbünden gelungen WATr. Auf seınen Vorschlag“® mußte Ende August
1936 der „Reichsverband der niıchtarıschen Christen“ 1n „Paulusbund, Ver-
ein1gung niıchtarıscher Christen aN S umbenannt werden. Mıt diesem Na-
INeN sollte ohl Zu Ausdruck kommen, da{fß die VO Saulus Z Paulus
Gewandelten iıhrem Judeseın nıcht entrinnen konnten. In der Presse C1I-

schien die Notiz, „alle bisherigen Verbände nichtarischer Christen würden]
1n den ‚Paulusbund‘ übergehen, der danach gegenwärt1g wa Miıt-
glieder haben wird‘ Die genannte Zahl W ar natürlich welıt übertrieben.
Der Paulusbund betreute nıcht wesentlich mehr Mitglieder als der Reichs-
verband nichtarıscher Christen, mehr als 5000.4° In der Praxıs der
Verbandsarbeit änderte sıch für das nächste halbe Jahr tatsächlich nıchts,
einmal davon abgesehen, dafß die Hauptgeschäftsstelle in Berlin 1n orößere
Raume ach Halensee, Kurfürstendamm LO umzıehen konnte.“? Den Miıt-
gliedern wurde die Namensänderung 1m Mitteilungsblatt VO September

23 Dr. Gerhard Lehteldt RN:'!  r (13 mıt Randnotiz VO 1 Günther l€X"
ander-Katz. Potsdam: Ve 6’ kte 4‚ Bl 38

Vg Zzu Folgenden uch Spıero Bezirksgruppe Hamburg (2 12
Potsdam: Ve 6, kte 9, BL 56-—61; Protokollnotizen Lesser (8 Pots-
dam: Ve 6‚ kte Z BL

25 Benz (1988) vgl Anm 1 > 108
26 Vermerk Legationsrat Kundt (25 PAA Bonn: ult 374
DE Pressemeldung VO 1936 In Junge Kirche 5 1936/Hett k7ZX 827

da{fß der Reichsverband N! auch der Paulusbund regelmä-28 Angesichts der Tatsache,
liederstand melden hatten, bleıibt c5 rätselhaft, da:der Gestapo den SENAUCH Mıtgßı  se  nST beı ennern Phantasıiezahle ber den Mitgliederbestand 1n Umlaut So

sprach z B der Schweizer Theologe un! Okumeniker Prot. Adaolt Keller VO

Paulusbundmitgliedern. Vgl Keller die schweizerischen Kırchen (3
Archiv des Okum. Rats, ent: WA1EFC/212.01

29 Mitteilungsblatt des RN:'!  M Nr. 0/1936,

Ztschr.f.K.G. 3/972
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1936 MIt eıner Zehnzeilenmeldung bekanntgegeben; in ıhr heifßt ezeich-
nenderweiıise: „Die Zusammensetzung des Verbandes bleibt völlig unveran-
dert.“>0

Schwerpunktverlagerung ın der Arbeit des Paulusbundes

In jener kurzen Hinkelschen Pressenotiz wiırd der VO oben verordnete
„Paulusbund“ umschrieben als „Organısatıon, iınnerhalb der nıchtarıschen
Künstler christlichen Glaubens tür ebensolches Publikum tätıg se1n kön-
nen  “ Dies entspricht I1  U der Aufgabenstellung, die dem August
1935 gebildeten „Reichsverband jüdischer Kulturbünde“ auferlegt worden
W aAl. Und konnte auch der „Paulusbund“ NUur 1n den durch die Behörden
CI1S BEZOHCHNECIN Grenzen sıch entfalten, konnte seıinen Mitgliedern 1mM
streng geschlossenen Rahmen kulturelle, gesellıge und sportliıche Veranstal-
tungen anbieten, sOweıt eben die Kräfte des Verbandes reichten. Dies War

nıcht wen1g, allein schon 1m Blıck auf die Jüngeren Mitglieder; konnten sS1e
doch ach den Bestimmungen des „Blutschutzgesetzes“ in Zukuntft ihre 1265
benspartner Nur 1n den eigenen Reihen tinden. So hat INa  - 1n Berlin ZU

Beispiel einmal 1m Jahr für ıne orofße Tanzveranstaltung die Sile des „Jüdi-
schen Brüdervereıins“, Kurfürstenstrafße 115—-116, vemietet. Dıies WAar auch
OonN: das Lokal der Berliner Reichsverbandsgruppe tür die monatlıch IL-
findenden geselligen „Veranstaltungen“.” Weıt schwieriger War CS WwW1e der
„Paulusbund“ die anderen VO ıhm gesetzten Ziele erreichen sollte Der lan-
C eıt verfolgte Plan, eigene Schulen für „nıchtarısche“ christliche Schüle-
rinnen und Schüler Ühnlich W1e€e das jüdische Schulwerk eröffnen,
scheiterte endgültig Widerstand der Behörden. Im Mitteilungsblatt VO

Februar 1936 hatte der Verband och hoffnungsvoll ZUur Anmeldung VO

Schülern für die geplanten judenchristlichen Schulen aufgerufen; S1e sollten
(Ostern eröffnet werden.
Ebenso wen1g Erfolg hatten der Reichsverband bzw. der Paulusbund 1mM

Bemühen, alle „nıchtarıschen“ Christen, und ‚Wartr auch die „Volljuden“ -
ter ihnen, dem „Winterhilfswerk des Deutschen Volkes“ unterstellen.“

Etwas mehr erreichte der „Paulusbund“ 1n der Auswandererhilfe. Heın-
rich Spiıero hatte ‚W ar 1m August 1936 vergeblich versucht, beim Reichsmi-
nıster des Inneren die Anerkennung als gemeinnützıge Beratungsstelle für
Auswanderungsfragen erhalten, w1e€e dies für den St. Raphaelsverein“

30 Mitteilungsblatt des RN:'!  ® Nr. 9/1936,
31 die regelmäßig erscheinenden Anzeı 1m Mitteilungsblatt des RNC bzw des

Paulusbundes. Vgl außerdem Jüdischer Bruü ervereın Paulusbund (3
Potsdam: 75 Ve 67 kte 4, Bl

Zum Scheitern des Projekts eiıner Internatsschule für judenchristliche Schüler vgl
Söhm Thierfelder, Juden-Christen-Deutsche, (1990), 278280

33 Vgl Spieros Verhandlungen mıt Hauptamtsleiter Hiılgenfeldt über die Eın liede-
IUuNg auch der „Volljuden“ den „nıchtarıschen Chrısten“ das „Winterhıil swerk
des Deutschen Volkes“ ohm Thierfelder, Juden-Christen-Deutsche, 242 (4992),
Kap
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und den „Evangelischen Vereıin tür Deutsche Ansiedler und Auswanderer“
selbstverständlich war.““ Trotzdem WAar dem Paulusbund gelungen, „eıne
NZ Anzahl Schüler kostenlos 1n englischen Schulen unterzubringen“; das
Auswärtige Amt hat dies anerkennend 1n einem Aktenvermerk festgehal-
ten

Mıt der zunehmenden Ausgrenzung der Juden Arbeitsplatz dies traf
in abgestulfter Weıse auch für „nichtarısche“ Christen verlagerte sıch
der Schwerpunkt der Arbeıt des Reichsverbandes bzw. des Paulusbundes
zwangsläufig auf das Gebiet der Berufs- und Wirtschaftsberatung. ach e1l-
110 Bericht der Bezirksgruppe Frankturt/M. VO Maärz 1935 dort

diese elıt bereıts eın Drittel aller Mitglieder arbeitslos.?® Der Reichsver-
band hatte darum 1m Junı 1936 einen „Ausschufß für Wirtschaft und (Gewer-
be“ gegründet.” Das monatlıch erscheinende Mitteilungsblatt rachte regel-
mäßıg mehrere Seıten Stellengesuche und auch ımmer wieder Stellenanzeı1-
pen och dieses eher bescheidene Angebot reichte be1 weıtem nıcht AaUuUsSs

Darum veranlafste der Wirtschaftsreferent der Berliner Zentrale, Handels-
kammersyndıkus Dr. Walter Dıamant, iıne umfassende Erhebung aller
Gewerbetreibenden den Mitgliedern, die bereıt N, Schicksalsge-
Ossen be1 sıch beschäftigen. Er hatte Erfolg. Anfängliche Bedenken, da-
durch als „Nıchtarıer“ öffentlich bloßgestellt werden, konnte Dıamant
überwinden. Es kamen lange Lıisten mıt Namen VO Fırmen w1e€e mıt An-
schritten VO ÄI' ”zten un Rechtsanwälten zusammen. Die Hamburger
Gruppe schickte allein 70 Adressen; INa  D hatte dort schon selt Maärz 1936
den gleichen Informationsdienst organısıert un diesen auf den
norddeutschen Raum ausgedehnt. Gleiches gilt für die Meldung der Be-

zırksgruppe Köln, dıe Adressen VO Aachen bıs Essen und VO: Düsseldortf
bıs Köln enthielt. och duldeten die Behörden diesen Weg der Arbeıtsver-
mittlung; WAarlr freilich 1LUI VO begrenzter Dauer.??

el Beispiele aAM der Beratungsarbeıit
Wıe schwierig die Beratung ott WAafr, zeıgen Zzweıl Beispiele Aaus den Akten des
„Ausschusses für Wirtschaft und Gewerbe“. Ludwig 4Uus$ Königsberg W ar

als Bezirksvertreter einer niedersächsischen Spezialfirma für Molkerei- und

Spıero MdAdI (12Z PA.  > ult 374
35 Aktenvermerk Legatıonsrat Kundt (10 PA.  > ult 374

Mitteilungsblatt des RN  C (Marz 11

Potsdam: Ve 6) kte 1 9 Bl Ta
LE Rundschreiben Nr. des Ausschusses für \Wirtscl_laft un! Gewerbe (8
38 Rundschreiben Nr. des RN:'  CM die Bezirksgruppen 8 w1ıe dıe Meldun-

BCH der Gruppen Hamburg (30 öln (15 Hannover (20
Potsdam: Ve 6’ kte I5 1 9 1 ‚9 1 9 1/ 51

So mu{fßte der Vorsitzende der Nachfolgeorganıisatıon „Vereinigung 1937“ 1 Mıt-
teilungsblatt VO Maı 1937 ausdrücklich feststellen, da Stellenvermittlungen ach
Reichsgesetz allein den Arbeitsämtern vorbehalten selen.
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Käsereibedarf für das Gebiet (Jst- und Westpreußen tätıg. Di1e Fırma
terhielt außerdem auch noch ine weıt verbreitete Molkerei-Zeıtung. Auf
AF Maı 936 WAar Ludwig gekündigt worden, obwohl die Firmenleitung
ıhm die besten Zeugnisse ausgestellt hatte. WAäl, W1e ın einem Hılteruf

den Paulusbund schrieb, „Mischling Zzayeıten Grades“ (vielleicht W ar
aber W1e€e noch zeıgen se1n wiırd tatsächlich doch „Mischling ersien
Grades“); W al außerdem mıt eiıner Tau jüdıschen Glaubens verheiratet,
eın Umstand, der seine Lage sehr erschweren konnte. Ausschließlich die JU-
dische Herkunft WAar der rund der Entlassung, w1e der Firmeninhaber in
einem Schreiben unumwunden zugab: „‚Durch Besprechungen mıt meınen
Herren bın iıch dem Entschlufß gekommen, S1e bıtten, Ihre Tätigkeıit
für mich miıt dem 31 Maı 1936 einzustellen. Es leıten miıch 1n erstier Lıinıe
grundsätzliıche Anschauungen, AT andern zwıngen mich die Rücksichten
auf meıne Molkerei-Zeıitung dazu. Es wird auf die Dauer Dar nıcht ausblei-
ben, da{fß durch die Konkurrenz auch 1n den übrıgen Teılen des Reiches be-
kannt wird, dafß ich in Ostpreufßen durch einen nıchtarischen Herrn ertre-
ten bin uch Konkurrenzzeıiıtungen wiırd die Tatsache bald ekannt seın
und dann den verschiedenen amtlichen und halbamtlichen Stellen, miıt denen
meıne Zeıitung 1n Ng Beziehung steht, Zur Kenntniıs gebracht werden. Die
Schäden, die mI1r und insbesondere der Molkerei-Zeıtung erwachsen WUur-
den, sınd nıcht abzusehen und jedentfalls mıiıt den Verkaufserfolgen, die ich
durchaus anerkenne, nıcht wettzumachen.“

Der Fall 1st nıcht Sanz durchsiıchtig. An sıch hätte INnan denken können,
eın „Mischling zweıten Grades“, also eın „Judenchrıist“ mıt dreı ‚arıschen“
Großelternteilen, hätte unbehelligt seıner Arbeit nachgehen können. Jeden-
falls ach dem Reichsbürgergesetz bzw. der ersten Verordnung hıerzu VO

November 1935 War Ludwig keineswegs „Jude“ Dıie Tatsache, dafß
Ludwig mi1t einer Frau jüdischen Glaubens verheiratet WAal, erschwerte
seine Lage ZW. doch War 1L1UTI dann als sogenannter „Geltungsjude“ e1IN-
zustufen, WEeNnN nıcht LLUI „Mischling 7zayeıten Grades“, sondern tatsäch-
ıch „Mischling ersien Grades“ W AaTl. Andererseıits WAar Ludwig Front-
kämpfer des Weltkriegs un schwer verwundet; dies konnte einem „Misch-
lıng  c mindestens WenNnn Beamter WAar Vorteile bringen. och WAar 1n
der Privatwirtschaft tätıg; ein Unternehmer War nıcht C  9 jemand

beschäftigen, den für eiınen „Juden“ hielt, W1e€e auch ımmer die Rechts-
lage W al.

Mıtte August 1936 schrieb an das Reichswirtschaftsministerium und
bat Rechtsauskunft. Angesichts des Arbeitskräftemangels und 1mM Ze1-
chen des Vierjahresplanes neıgten die Beamten dort durchaus liberaleren
Entscheidungen. och diesmal stellte sıch das Mınısterium auf die Seıite des
Firmenchefs. Höchstwahrscheinlich ving das RW davon, dafß tatsiäch-
iıch doch „Mischling eyrsien Grades“ W 3aT. Denn die ministerielle Antwort

40 Vgl auch ZU Folgenden C Komm Ges., Ludwig (13
Potsdam: 7T3 Ve 6, kte E3 BL F
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autete lapıdar: „Es War 1n der unterbreıteten Angelegenheıit nıchts 11=
«41lassen.

Hınzu kommt, da{fß auch der Paulusbund keinen Rat wußte. Der Vorsıt-
zende des Ausschusses für Wirtschaft und Gewerbe, Dr. Dıamant, schrıeb

die Königsberger Bezirksgruppe: ‚Ich mu{ß den Fall des Herrn s der
ach seınen Angaben Jude 1mM Sınne der Nürnberger Gesetze ist, ZAUT eıt
wenıgstens als aussıichtslos bezeichnen. Die VO Ihnen angeregte An-
irage zentraler Regierungsstelle hat, w1e 1E annehmen muß, nıcht die BC-
rıngste Aussıichten auf ine Beantwortung 1m Sınne des Herrn Dıie Ant-
WOTIL würde bestentalls lauten, Ww1e die des Herrn Reichs- und Preufßi-
schen Wırtschaftsministers, die auch, wenNnn INall die Verhältnisse nüchtern
prültt, und das 1st doch notwendiıg ar nıcht anders austallen konnte als
s1e tatsächlich ausgefallen ist..  D Der eringe Trost, den der Paulusbund
schließlich ach Königsberg weitergab, autete: „Könnte Herr siıch nıcht
vielleicht wenıgstens zunächst 1ın einer Branche, für die der Reichsnährstand
nıcht zuständıg iSt, betätigen  PE

Nun die Einsprüche, die der Wirtschaftsreterent des Paulusbundes
schon das Reichswirtschaftsministerıum gerichtet hatte, keineswegs

erfolglos BCWESCH. Jedenfalls erlie{fß der Reichswirtschaftminister kto-
ber 1936 ine recht eindeutıge Weisung die maßgebende Reichswirtschafts-
kammer. Das Miınısterium beanstandete, da{fß „bisweılen die Gefolgschafts-
mitglieder hinsichtlich der Reinheıit des Blutes Anforderungen gestellt WCI-

den, die über $ 5 der Ersten Verordnung Z Reichsbürgergesetz Vo

14. November 1935 hinausgehen“ Dıies widerspreche dem „Grundsatz,
Mischlinge in ihrer wirtschaftlichen Betätigung den deutschblütigen Personen

C4}gleichzustellen und s1e keinen besonderen Beschränkungen unterwerten.
Höchstwahrscheinlich steht diese Bekanntgabe 1mM Zusammenhang meh-

Eingaben des Paulusbundes. Wiederholt hatte sıch Walter Dıamant
iıne öffentliche Stellungnahme VO Parte1- und Verwaltungsstellen IM Sın-

der Anerkennung der grundsätzlichen wirtschaftlichen Gleichberechti-
SU11S der Nıchtarier“ bemüht:; nıcht ohne einen gewiıssen Erfolg. Im und-

41 Ludwig RW. (& un! RW (15 Potsdam: 75
Ve 6, kte 43, BI 107

47 Dr. 1amant (Paulusbund) Prot. Stettiner/Könıigsberg (21 Pots-
dam: 75 Ve 6) kte 13 BI 104

Es hat den Anschein, dafß Dr. Dıamant, der sıch hne Zweıtel besser 1n der kompli-
zıierten antıjüdıschen Gesetzgebung auskannte als L7 hnlich wıe das Reichswirtschafts-
mınısterıum davon ausgıng, da{fß seiner eıgenen Formulierung nıcht
„Mischling Zzayeıten Grades“, sondern „Mischling erstien Grades“ W d  Z Nur 1st seiıne
Argumentatıon schlüssıg. Immerhiın heifßt 1m zıtierten Schreiben VO das Reichs-
wiırtschaftsministerium: „Meıne Multter ist reine Arıerıin, meın Vater geborener Jude.“
Beı1 dieser Auslegung ware annn entsprechend der D Reichsbürgergesetz
enNannNter „Geltungsjude“ BCWESCH. Dıiıe mıt den Nürnberger Gesetzen geschaffene kom-
plizierte Rechtslage 1st ausführlich dargestellt 1n: Ööhm/Thierfelder, Juden-Christen-
Deutsche, 2/2 (1992% Ka und

43 RW. Reichswirtsc attskammer (26 Potsdam: 75 Ve 6, kte
1 y BI
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schreiben Nr. VO 1936 hatte Dıamant die Mitglieder des Reichsver-
bandes ausdrücklich aufgefordert, über ekannt gewordene, negatıv enNt-
schiedene Einzelfälle berichten, da{fß der Verband damit Druck auf das
Reichswirtschaftsministerium ausüben könne.**

Offtensichtlich dank seiıner Beziehungen Bank- und Wırtschafts-
kreisen gelang Dıamant Oß  9 sıch 1m Januar 1937 VO Reichs- un Preu-
Kischen Wırtschaftsminister mıt Briet un Sıegel bestätigen lassen, da{fß
der erwähnte Erlafß VO Oktober 1936 nach W1€ VOTLT Gültigkeıit hat SO-
weıt bei Beschäftigten „überhaupt Unterscheidungen dem Blute ach It-
tinden“, se1l das Reichswirtschaftsministerium Januar 937
den Paulusbund nıicht erwünscht, Wenn Fırmen bei Eıinstellung VO 262
folgschaftsmitgliedern 1n blutmäfßiger Hınsıcht Anforderungen stellen, dıe
über die gesetzlichen Voraussetzungen für den Erwerb des vorläufigenReichsbürgerrechts hinausgehen“.®

Freıilich, auch dem Reichswirtschaftsministerium 1n seiner deutlich
zweckgebundenen, liberalen Politik renzen gESELZLT, VOL allem WEeNnNn andere
Ministerien bei Entscheidungen beteiligt Dies zeıgte sıch 1m Fall des
Bergbaustudenten Heınz aus Oftenbach a4.M.*° War „Mischling wel-
ten Grades“, W1e selbst schrieb; damıt W ar dem (Geset7z nach „Arıern“
gleichgestellt. Er studierte der Sächsischen Bergakademie Freiberg/Sach-
sSsCMH und wollte Bergbauingenieur werden. Im Falle der Emigration hätte eın
abgeschlossenes Bergbaustudium in bestimmten Eınwandererländern den
beruflichen und soz1alen Neuanfang siıcherlich erleichtert. Voraussetzungfür den Dıplomabschlufß WAar LU aber der Nachweis einer praktischenLehrzeit als Bergbaubeflissener; dabei bekam Schwierigkeiten. Das hier-
für zuständıge Oberbergamt Freiberg annte den Autnahmebedin-
gUuNgen den „Nachweis über die arısche Abstammung“. Es berief sıch dabei
auf iıne Anweısung des sächsischen Fiınanzministeriums VO 21. Julı 1934,
also ine Regelung Aaus der eıt och VOTL Erlafß der Nürnberger Gesetze. Es
War darum durchaus sınnvoll, W CI1N1 Heıinrich Spiero 1m Namen des Paulus-
bundes Juli 1936 sıch den Reichs- und Preußischen Wırtschaftsmi-
nıster wandte und auf den Widerspruch autmerksam machte, da{fß einerseıits
„Mischlinge erstien un! zweıten Grades“ ach dem Wıiıllen des Gesetzgebersdas Vorläufige Reichsbürgerrecht verliehen wurde, iıhnen andrerseits durch
die r1gorose Anwendung des viel schärteren Beamtenarıerparagraphen der
Zugang Z Bergbauingenieurberuf verschlossen blieb, und WAar auch
dann, WEEeNN S1e spater priıvat und nıcht 1mM öffentlichen Dıiıenst siıch betätigenwollten. Der Reichswirtschaftsminister bestätigte dem Paulusbund 1n einem

Rundschreiben Nr. des RN (8 Potsdam: Ve 6, kte 12,BI 145
45 Dr 1amant RW (21 und RW. Paulusbund (29Potsdam: A Ve 6, kte 1: BL 83 und Als Vermiuttler hatte sıch der Vızepräsiıdentdes Reichsbankdirektoriums, Frıtz Dreyse, ZUuUr Verfügung gestellt.

14
46 Vgl ZAU Folgenden auch kte Zu Fall Heınz Potsdam: Ve 67 kte
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7Zwischenbescheid ausdrücklich dessen Rechtsauffassung; doch ehe ine ent-

sprechende Verwaltungsvorschrift zugunsten der „Mischlinge“ ergehen
könne weıter in der Antwort edürfe 1m FEinzelfall der Zustim-
MUung durch den Mınıister für Wiıssenschaft, Erziehung und Volksbildung.
Idieser aber zogerte mıi1t einer Entscheidung.

Es gehörte ZU Alltag des Dritten Reiches, da{fß nıcht selten Regelungen
Zzugunsten VO Juden 1mM Interessen- und Meinungsstreıt 7zwischen Parte1ı
und oberen Verwaltungsbehörden hängenblieben. uch 1m Falle des Berg-
baustudenten Heınz o  mN siıch die Bemühungen des Paulusbundes —-

natelang hın, sodafß der Examenstermin w1e auch der Termın AA Einberu-
fung ZU Miılitärdienst denn dazu War Heınz B weıl 190058 „Mischling
Zzayeıten Grades“, verpflichtet! ımmer äher rückten. Im März 193/ wollte
der Paulusbund schon aufgeben. och ımmer War 1m Reichswirtschattsmi-
nısterımM keine Entscheidung gefallen. Ich glaube“, schrieb der Reterent
des Paulusbundes Heınz E ” in Ihrem besonderen Fall alle gyangba-
ü  e} Wege erschöpft sınd und da{ß sıch weıter nıchts unternehmen Läßt.“

Aus den Potsdamer Akten geht hervor, da{fß INa 1n der Berliner Zentrale
des Paulusbundes noch auf ganz andere Hürden gestofßen war. SO durften
in einem anderen Fall ach einer vertraulichen internen behördlichen We1-
SunNng Betriebe, die VO „Amt für Roh- und Werkstoffe“ für den Vierjah-
resplan erftaßt und verpflichtet wurden, grundsätzlich 1Ur „Arıer“ beschäftti-
CI Dieses Amt unterstand nıcht dem Reichswirtschaftsminister, sondern
einem der mächtigsten Männer 1m Drıtten Reich, Hermann Görıing.

Ahnliches galt 1in einem dritten Fall Eıne Fabrik, die chemische Erzeug-
nısse für Industrie- und Baubedarf herstellte, belieferte un anderem auch
die Heeresbauämter und die Reichsautobahnen. „Nıchtarıer“ urtten jedoch
keine Kenntnıiıs VO Rüstungsbaustellen und VO Baustellen der Reichsauto-
bahnen haben; und konnten S1e VO solchen Fırmen auch nıcht beschäf-
tıgt werden.? alt dies 1n gleicher We1lse für „Mischlinge Zzayeıten Grades“?
uch dies WAal, w1e€e vieles, ine Ermessensifrage.

Wıe die Bemühungen des Studenten Heınz endgültig aus  SChHh
sind, wıssen WIr nıcht. Am 13 August 193/ schrieb Dr. Dıamant, da{ß

aufgrund des Entgegenkommens seines Professors doch och VOT dem
Praktikum ZUur Diplomprüfung zugelassen werde. Die fehlende Praxıs habe

spater nachzuholen. Zunächst freilich hatte Heınz den Wehrdienst ab-
zuleisten. och wollte die Deutsche Wehrmacht auf jüdische „Mischlinge“
nıcht verzichten.

Dıie Berliner Zentrale des „Reichsverbands nıchtarischer Christen“

ber den organisatorischen und finanzıellen Rahmen der Berliner Zentrale
des Reichsverbandes niıchtarıscher Christen bzw. des Paulusbundes ergibt
sıch aufgrund des Potsdamer Aktenbestandes en sehr BENAUCS Bild Die

47 Dr. 1amant RW. (B Potsdam: 75 Ve 6) kte E BI
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Hauptverwaltung des Paulusbundes, SEeIL Oktober 1936 befand SIC sıch
Berlin Halensee, Kurfürstendamm 170 WAar CraUM1SCHL Haus mıit
mehr als zehn Zıiımmern untergebracht 48 Es befanden sıch dort die einzelnen
Sachreferate Grundsatz Rechtsberatung, Kultur / Sport / Jugend Soziale
Fürsorge Wırtschaftsberatung, Auswanderung Sıedlung, Allgemeıine Aus-
kunft Redaktion Mitteilungsblatt Werbung / Mitgliederbetreuung Außer-
dem vab die ertorderlichen zusätzlichen Raume Schreibzımmer, Anmel-
dung, Telefonzentrale / Kasse, C111 Besprechungszimmer und 111C Küche
ach Aufstellung VO Junı 1937 arbeiteten für die Hauptverwaltung
siebzehn hauptamtliche Kräfte MIit monatlichen Bruttogehalt ZW1-
schen und 550 Di1ie monatliıchen Gesamtausgaben einschließlich
Sach- und Sonderausgaben betrugen ersten Halbjahr 937 etwa2a 4600

DDiese Ausgaben wurden wesentlichen durch regelmäßige Mitglieds-
beiträge Öhe VO monatlıch A1_. WIC durch Spenden aufgebracht
ank der vielen Jahren aufgebauten gesellschaftlichen Beziehungen onn-

Heıinrich Spiero der Reichsvereinigung un dem Paulusbund während de-
(  5 Bestehen namhafte Spenden VO Seite vermıiıtteln.”°

Nımmt I119.  - die Arbeit der zehn über Sanz Deutschland verteilten Be-
ziırksgruppen des Paulusbundes hinzu, dann ı1ST I1 Vergleich MmMIit deme
E  z Buüro Ptarrer Grüber durchaus ANSCHLCSSCII 51 Das Buro Grüber hatte
etwa gleich viele Buroriäume un miıindestens EFrSteEN Jahr eLtw2a

gleich hohen Finanzhaushalt Es beschäftigte allerdings etwa doppelt viel
Mitarbeiter un arbeitete MIi1t WEeIL orößeren Zahl Vertrauensstellen

übrıgen Deutschland inmen

Dıie Spaltung des Paulusbundes

Anfang Februar 1937 W ar die Schonzeit für den Paulusbund endgültig
Ende Staatskommissar Hans Hinkel teilte Heinrich Spiero ultimativ MmM1t
der VO iıhm schon Maı 1936 geforderte Ausschlufß aller „Juden aus dem
Paulusbund SC1 bıs ZU Maärz 1937 vollziehen Erneut setizte der Vor-

48 Inventarverzeıichnıiıs des Paulusbundes Potsdam Ve kte 3135
49 Gehaltsübersicht Bruttogehälter bıs 30 Junı 1937“ des Paulusbundes Pots-

dam 75 C Ve 6! kte 6, BI
Kassenbericht (1 un: Bericht Zur Finanzlage (28 des Rechners

Dr. Mendelson. Potsdam: /5 Ve 6) kte 6, 1 2447
In SC111CI1 Erinnerungen Spıero Instiıtutionen un Personen, die iıh: esonde-

FÜ haben Bankhaus Mendelssohn C Famaiulıie Staatssekretär Ernst VO  -
Simson Famılie Gesandter Geheimer Legatiıonsrat VO Kaufmann, Generalkonsul VO
Schwabach Paul ıllıch Geheimrat Koppel Dr Heınz Pınner un! Frıtz Andreae Vgl
Heıinriıch Spiero, Erinnerungen, Kopıe Besıtz der Vert

51 Zum Buro Pfarrer Grüber vgl Röhm / Thierfelder, Juden Christen Deutsche,
22441992 Kap und (F993)

52 Vgl uch Zu Folgenden, Vermerk Legationsrat Kundt (10 Einladung
des RMI AT Sıtzun 24 1937 (1Z Vermerk über Sıtzung ı MAdI

1937 VO Kun t:(25 PAA Bonn Kult E 374
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stand sıch ZUr Wehr. Hinkel konnte allerdings nıcht allein entscheiden. Der
Paulusbund wurde VO eiıner Vielzahl VO Instanzen kontrolliert, ein Mu-
sterbeispiel für den Kompetenzenwirrwarr 1mM NS-Staat In allgemeınen Fra-
pCcCNH unterstand der Paulusbund dem Reichsinnenministerium. In kultureller
Hınsıcht War Staatskommissar und Reichskulturwalter Hınkel als „Beauf-
Lragter für die Beaufsichtigung der 1n Deutschland kulturell tätıgen Juden
un:! Nıchtariıer“ zuständig. In Schulangelegenheıiten, sowelılt solche über-
haupt akut TNN, wurde VO Stadtpräsiıdenten 1n Berlin beaufsichtigt.
Schliefßlich sprach auch och das Auswärtige Amt mıt, VOTLr allem be1i Fragen
der Auswanderung. Und Je Jlänger Je mehr hatte überhaupt LLUTLTr och die G

das agen Um Klarheit 1n die Angelegenheıt bringen, fand
Februar 1937 1 Reichsinnenministeriıum ein Treften VO Vertretern aller

betrottenen Instanzen uch dreı Vertreter der Geheimen Staatspolizeı
anwesend. Dabeı sollte das weıtere Vorgehen festgelegt werden. Trotz

Bedenken des Auswärtigen Amtes dort verwıes 11124  — weıterhın auf C1-

wartende Proteste aus dem Ausland konnte sıch Reichskulturwalter Hın-
kel durchsetzen: er Paulusbund musse ach streng rassıschen Gesichts-
punkten gesäubert werden. Volljuden hatten seiner Meınung ach 1n einem
„Mischlingsverband“ nıchts mehr suchen. Die Bedenken, die Heıinrich
Spiero in etzter Stunde 1n eiınem Brief och einmal geäußert hatte, wurden
als „unerheblich un eben nıcht vermeidbar“ abgetan. Auf diese Weıse,
meınte Spiero, wuürdenZ Famıilien zerrissen werden; werde jetzt ZU

Beispiel ein volhüdischer Vater den jüdischen Organısationen zugeteilt, die
halbjüdıschen Kınder aber gehörten dem „Mischlings“bund Freilich,
Spıero fand en Gehör. Das einz1ıge Zugeständnıis W alr die Verlängerung des
Ultimatums bıs Zu Marz 1937

Als Staatssekretär Stuckart VO Reichsministeriıum des Inneren
74. Februar dem Paulusbund die unausweichliche Entscheidung muitteıilte
(„Juden siınd VO der Mitgliedschaft des Bundes auszuschließen  Bn hatte
Heinrich Spıero inzwischen eınen totalen körperlichen Zusammenbruch C1I-

lıtten. Er konnte nıcht mehr sprechen, se1ın Zahlensinn War getrübt. Die
ÄI’ZtC rieten einem Aufenthalt ın einem Nervensanatorium. Freilich, 1m
Drıtten Reich War dies be1 jüdischer Abkunft kaum erreichbar, Ww1e€e Spıero 1n
seiınen Erinnerungen festhält AIn allen Schreiben und Prospekten wurde der
Arier-Paragraph dick unterstrichen!“ Spıero fand dann schließlich doch
och über Freunde Aufnahme un Heıilung 1n einem Atemtherapıe-Sanato-
1um 1im Schwarzwald.*

Fur den Vorsitzenden des Paulusbundes, Rechtsanwalt Friedrich
arl Leßer, gab gyuL w1e keinen Entscheidungsspielraum mehr. Es W arlr

befürchten, da bei Nichtvollzug der staatlichen Anordnung die e

53 MAdI Paulusbund (25 PAA Bonn: ult 3/4
Heinrich Spiero: Schlaglıchter 4USs dem rıtten Reich, Manuskriptkopie 1mM Be-

s1t7z der Verft.
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schäftsräume Kurfürstendamm beschlagnahmt würden Am Marz
193/ traf sıch darum der Arbeitsausschufß und beschlofß die Irennung VO
allen „Vollnichtariern Man EINIYTE sıch auf Vereinsnamen
Vereinigung Deutscher Vorläufiger Reichsbürger nıcht CIn eutsch blütı-

CI Abstammung Der Name W ar Programm Zur Mitgliedschaft heißt
der Satzung

„Mitglieder können alle über Jahre alten deutschen Staatsangehörigen
beiderlei Geschlechts werden, die als Mischlinge auf Grund der gesetzlichen
Bestimmungen die blutsmäfßigen Voraussetzungen des Vorläufigen Reichs-
bürgerrechts erfüllen und auf dem Boden des nationalen Deutschland STEe-
hen, terner deren Angehörigen deutschen oder artverwandten Blutes

Fur Kınder Jahren, die übrigen die Voraussetzungen der Mıt-
oliedschaft erfüllen, können deren Angehörige deutschen oder artverwand-
ten Blutes die Miıtgliedschaft vertretungswelse erwerben. C 56

TIrotz der den vegebenen Umständen einıgermaisen verständli-
chen Bekundung „nationaler TIreue der Satzung, WAar Reichskul-
turwalter Hınkel mMi1t der anspruchsvollen Namensgebung keineswegs C1M-
verstanden die „Mischlinge“ wirklich einmal die volle Reichsbürgerei-
genschaft zuerkannt bekämen, wollte lıeber der „endgültigen gesetzlichen
Regelung überlassen Am Julı 1937 schrieb Hınkel Rechtsanwalt
Lefßer AIch ordne d da{fß der ehemalige Paulus Bund bıs dieser Re-
gelung den Namen Vereinigung 1937 ohne jeden Zusatz führt Ich ersuche
S1e, den Untertite]l Vorläufige Reichsbürger nıcht reindeutschblütiger Ab:

«57keinerle1 Form verwenden

Dıie Vereinigung 1937

Dıe Spaltung des Paulusbundes brachte notwendigerweise 1116 erhebliche
Eınschränkung der Arbeıt MI1 sich Man CHHRIC sıch schon bei der Arbeits-
ausschufßßsıtzung März 193 / das Inventar der Hauptverwaltung und
die Bücherei zwıischen den Mitgliedern, die das Vorläufige Reichsbürger-
recht besaßen, und den anderen halbieren |DITG umfangreiche zentrale
Mitgliederkartei, die Berlin sorgfältig geführt worden WAal, sollte beim
Paulusbund bzw. der Vereinigung 1937 verbleiben. Es gab zusätzlich och
rger MI1It Reichskulturwalter Hinkel, weıl die ausscheidenden hauptamt-
lichen Mitarbeiter des zentralen Büros 1 Berlin HE Übergangsentschädi-
SunNng ohe der bisherigen Bezuüge bıs ZUuU Junı 1937 bekommen hat-
ten Der Paulusbund War ohnedies schon hoch verschuldet

55 Reterat Leßer VOTr dem Arbeitsausschufß (8 Potsdam: d Ve 6’ kte
2, Bl 20—30, bes

Satzungsentwurf (14 Potsdam Ve kte BI
57 Hınkel an Leßer (15 Potsdam: 75 C Ve6,; Akte 1, Bl
58 Protokall VO E3 dort besonders die Ausführungen des Schatzmeısters

Kammerdirektor Dr. Mendelson. Potsdam: 75 C Ve6, Akte 2, Bl 20—30, bes 25 f
Protokall (8 un! Aktennotiz Hans Sandor (12 1937 ber C111C nterre-
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Dıie „Vereinigung mu{ßte NUu aus dem orofßen Buro in Berlin-Ha-
lensee 1in eın kleineres 1in Charlottenburg, Sophie-Charlottenstrafße 28, -
zıehen, „auf einen Hof eıines Mietshauses oberhalb einer Automobilga-
ragC, das aum den allernotwendigsten Anforderungen genügt”“, w1e€e Lefßßer
schrieb.®

Ziel der „Vereinigung sollte 1n Zukuntft se1n, „dem einzelnen
Schicksalsgenossen in seınem Fortkommen helfen, ıhm den schwiıerigen
Weg erleichtern, 1MmM Rahmen der Volksgemeinschaft seınen Platz fin-
den, wiıeder Wurzel fassen.“  61 Die Vereinigung konnte keine Kampforga-
nısatıon mehr se1n; gıng 1Ur och darum, durch Beratung helfen, die
eıgene Würde bewahren. uch die betont christliche Ausrichtung des
Verbandes War aufgegeben worden. IDies entsprach auch dem erklärten Wil-
len der staatlichen Behörden, denen das „Christliche als Aushängeschild‘
inzwischen lästıg WAar. War bisher die Mitgliedschaft die Zugehörigkeıt

einer christlichen Religionsgemeinschaft gebunden, begnügte die 1ECUC

Satzung der „Vereinigung sıch mıt dem blofßen Appell die christlıi-
che Nächstenliebe. In 5 hiefß jetzt: „Zweck der Vereinigung 1st die Be*
meınnützıge Förderung der Interessen seıner Mitglieder 1M Geıiste praktı-
schen Christentums.  «65 ach Leßers sehr allgemeın gehaltener Erläuterung
sollte „damıt nıchts weıter gESAaAQL werden, als da{fß eben die Bundesleıtung
bestrebt se1ın wird, allen Mitgliedern iın der Weıse helten, w1e dies den
Grundsätzen des Christentums entspricht, also 1n möglichst aufopfernder,
uneı1gennützıger un:! liebevoller Weise

Finanzıiell der „Vereinigung ziemlich CNSC Grenzen DESELZL.
er „Reichsverband nichtarischer Christen“ War hauptsächlich VO den
„Vollnichtariern“ worden. Das W arl jetzt spuren. Obwohl für
die eLItwa 3000 Mitglieder der monatlıiche Beıtrag VO  a 1,— auf 2,— C1I-

höht worden W al, konnte Jjetzt aum och karıtatıve Hıilfe gewährt werden,
W1e€e dies dem Paulusbund möglich W AaTl. Es ehlten dıe bisher eingegangenen
großen Spenden. Vergeblich versuchte Leßer Ww1e€e schon Spıero eın Jahr -
VOTI beim Reichsinnenministeriıum durchzusetzen, da{f der Vereinigung die
Anerkennung der Gemeinnützigkeit als Beratungsstelle für Auswande-
rungsfragen zugesprochen wurde. Dies hätte zugleıich ıne finanzielle Unter-
stutzung durch den Staat bedeutet. Wıe das Reichsinnenministeriıum

Julı 1937 jedoch ekannt xab, sollten weıterhın 1n Auswanderungsange-

dung mi1t der Sekretärın VO Staatskommıissar Hınkel Potsdam: 75 Ve 6‚ kte 2‚
BI 25 un! kte 47 Bl (

ede Leßer 1n Hamburg (September Potsdam: 75 Ve 6, kte 9‚ BI e
F5 bes 1

61 Vgl auch ZU Folgenden, ede Leßers, Hamburg (September Potsdam:
75 Ve 6, kte 9’ BL 4—2/7, bes

So Staatskommissar Hıinkel bei der entscheidenden Sıtzung 1937 Vgl
Vermerk Kundt (25 PA  > ult 374

63 Satzung der ereın1 1937 Potsdam: Ve 6’ kte 6,
Referat Leßer iın KO (0 Potsdam: 75 Ve 6! kte E 43—58, bes
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legenheiten evangelische „Nıchtarıier“ sıch ausschliefßlich den „Evangelı-
schen Verein für Auswanderungsfragen Monbyouplatz“ wenden, katho-
lische „Nıchtarier“ den AA Raphaelsverein“.°

uch auf dem zweıten Arbeitsfeld, der Stellenvermittlung, wurden der
3‚Ve.reir_1£gung 1937“ Beschränkungen auferlegt. Seit April 1937 häuften sıch

der Korrespondenz mıiıt arbeitslosen Miıtgliedern die Auskünfte, „eıne e1-
gentliche Stellenvermittlung se1 leider nıcht gestattetl; WIr können lediglich
S  }
auf die Möglıchkeıit einer Stellensuchanzeige 1m Mitteilungsblatt verwel-

Was Interesse des Staates einer Zweckgemeinschaft der „Mischlinge“,
zumal auf christlicher Grundlage, schwand zusehends. Dıies kommt 1n dem
VO Hınkel gewählten, nıchtssagenden Namen „Vereinigung 1937° beredt
ZU Ausdruck. Am Fortbestand der „Mischlings“ vereinigung WAar überra-
schenderweise 1Ur noch die Gestapo ınteressiert, und War unter reinen
Überwachungsgesichtspunkten. Der Polizeivertreter WT ın der Sıtzung
24. Februar 1937 o davon überzeugt, da{fß der „Mischlingsbund ach
Ausscheidung der Volhjuden vermutlıich nıcht 1Ur lebenstähig leiben, SOI
derno orößer werden würde“.®/

Wıe wen1g die „Vereinigung 1937“ bei zuständıgen Instanzen och Be-
achtung fand, zeıgt ine kleine Episode VO September/Oktober 1937 Es
erhob sıch die Frage, ob auch 1n Zukunft Ww1e€e biısher die VO der „Vereını-
S UL 1937“ geplanten Veranstaltungen iın doppelter orm angemeldet W CI -
den mußten, sowohl beim Amt Hınkel w1e auch bei der Polizej.®® Reichs-
kulturwalter Hınkel auf den eigenen Einfluß edacht hıelt ine Meldung
be1 der Polizei nıcht mehr für ertorderlich. Die Vereinigung se1 „keıin Jüdi-
scher Verband mehr  CC seine Meınung genuge darum, da{ß ‚ıhm
Hiınkel] vorher alle Veranstaltungen angezeıgt und VO iıhm genehmıigt WUur-
den  « (3anz anders die Gestapo Berlin S1e estand auf der bisher praktizier-
ten vorherigen Genehmigung jeder Veranstaltung auch durch dıe Polizei.®?
Fur die Gestapo WAar also der Interessenstreıt zwischen den staatlıchen Stel-
len, ob Mischlinge endgültig nıcht unter die Judengesetzgebung allen, kei-
1CSWCR>S entschieden. In merkwürdıgem Wıderspruch hiıerzu steht die fast
euphorisch anmutende Eınschätzung der S1ituation den Mitgliedern
der Vereinigung selbst. Egon Bandmann, Arbeitsausschußmitglied und bei
der Neugründung der „Vereinigung 1937“ zum Schrittleiter gewählt, schrieb
1mM Mitteilungsblatt VO Juli 1937 der Überschrift „Pechvogel oder

65 Aktennotiz Leßer (20 Potsdam: Ve 6’ kte P Bl
66 Vgl Paulusbund Dr. Margot Goldschmidt (8 uUun! Leßer

Frau Höche, Kowno 7: Potsdam: Ve 6! kte L/ Bl bzw. 141
6/ Vermerk Legationsrat Kundt ber die Sıtzung 1937 (25 AussageReg.  68 -Rat Haselbacher. PA  > ult 3/4

Leßer Polızeipraäsident Berlın Potsdam: 75 Ve 6’ kte 3,BI 115
69 Gestapo Berlin „Vereinigung 937“ (12 10 Potsdam: Ve 6, kte

S BL 109
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Schicksalsgemeinschaft?“ 1n einer „grundsätzliıchen Besinnung“: Die Vere1-
nızung sollte sıch verstehen „als auf lange Frıst arbeitende Organısatıon, die
Geburtshelferdienste bei eiıner Sozialordnung eistet“. Sıch eintach als
„Treibholz“ fühlen, se1 nıcht angebracht. I1)Dem Verband gehe die
„Erziehung einer Haltung, die innerlich möglıch macht, den Platz e1n-
zunehmen, der unls in der werdenden soz1ıalen Gesamtneuordnung zugewle-
SC  en 1St  L Die Zeichen der eıt deute als Umbruch der Rechtsordnung,
der „Mischlinge“ 1in „eıne bestimmte Stufe der soz1ıalen Gliederung einbezo0-

sınd, auch WE sıch 1er ine Ordnung werdenden Rechts,; der
allmählich sıch stufenden soz1ıalen Gliederung handelt“ Er wolle durchaus
nıcht einer „freiwilligen Ghettoisierung“ das Wort reden, vielmehr sollten
sS1e als „Schicksalsgemeinschaft“ ıhren spezifischen, ihnen in der
Rechtsordnung zugewıesenen Standort wiedergewinnen. Irotz mancher Be-
schränkungen 1in der Berufswahl der Kinder, sollte INa  z sıch realistisch
mehr das verbliebene Posıtıve halten: „Die Pflicht des heranwachsenden
Nachwuchses HHSSCTET Schichten, der Arbeitsdienstpfiflicht und dem Heeres-
dienst genugen, IS eın wesentlicher Bausteıin für die Errichtung uNsSsSeCI CS

neuen| soz1ıalen Standorts.“ Recht nuüuchtern un anscheinend ohne Rüh-
rung stellte Bandmann fest: „Während in Deutschland sich das Judentum 1mM
Stadıum der soz1ıalen Ausgliederung, 1n einer durch Auswanderung un (Je=
burtenbeschränkung befindlichen Liquidierung befindet, 1st die uns gCc-
hörıge Menschengruppe MIıt iıhrer Einbeziehung in die allgemeıne Ordnung
befafßt.“

Es MU' für die Mitglieder der „Vereinigung 1937“ iıne bıttere Enttau-
schung BEWESCH se1n, als S1Ee 1im Laufe der beiden nächsten Jahre Schritt
Schritt ıhrer Hoffnungen eraubt wurden.‘”

Dıie Hıilfsstelle UYTO Dr. Heinrıich Spzero
Fur die A4US dem „Paulusbund‘ ausgeschlossenen christlichen „Voll-Nıchta-
rier“ hatten staatliche Stellen keinen weıteren Zusammenschlufß 1mM Auge
Hınkel hätte liebsten gesehen, wenn diese VO den Jüdischen Kultur-
bünden und der Reichsvertretung der Juden in Deutschland miıtversorgt
worden waren. In dieser Sıtuation ergriff Heinrich Spıero inzwischen wI1e-
der SECNECSCIL VO die Inıtiatıve un richtete für die ıhm ahe stehen-
den christlichen „Voll-Juden“ ıne Hıiılfsstelle „Buro Dr. Heinrich Spiero“
e1in. Zur Zielsetzung der Arbeıt heißt 1ın einem Rundschreiben VO

Aprıl 1937
„Meıne und meıner Miıtarbeıter Bemühungen werden darauf gerichtet

se1n, seelisches und materielles Leid ındern un 1n allen unls berührenden
Fragen ach Möglichkeit Rat und Hılfe vewähren. Diese Aufgabe annn
L11UTr 1m christlichen Geıliste gelöst werden! Denn WIr empfinden diesen uUuNlsSc.-

70 Mitteilungsblatt für den Paulusbund (Julı 937/Nr. 7 9 68—70
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C Glauben nıcht 1Ur als die uns verbindende Kraft, ertordert vielmehr
VO u1ls auch eın erhöhtes Bewußflßtsein christlicher Verpflichtüuüng.“ “

Im Sommer 1938 wechselte das UuUuro Spiero die Adresse. Es ZOR VO der
Dahlmannstraße in ein geräumiıgeres Haus ach Berlıin 15; Brandenbur-
vische Straße 41 Eıngang Paderborner Strafße. So konnten die Beratungsge-
spräche 1in mehreren Räumen parallel durchgeführt werden.”?

uch Jjetzt standen Spiero wıieder mehrere Helter ZUr Seıte, allerdings L1LL1UTr
noch auf ehrenamtlicher Basıs.”® FEın Freundes- und Spenderkreis unftfer-
stutzte die Arbeıt; diesen intormierte Spiero mıiıt einem halbjährlich erschei-
nenden knappen Rundbrief.”* ach dem Rechenschaftsbericht VO Novem-
ber 1938 standen dem „Büro Dr. Heıinrich Spiero“ 1m ersten Halbjahr 1938
2000,— 1im zweıten Halbjahr 1938 ,  z Spenden Zur Verfü-
gung.””

Dıie Arbeit der Hılfsstelle konzentrierte sıch Ww1e€e biısher schon auf Rechts-
beratung, auf die Verteilung VO Lebensmiuttel- und Kleiderspenden, und
jetzt vermehrt auf die UOrganısatıon VO  - Kındererholungsaufenthalten W1e€e
auf die Beratung und Betreuung VO Auswanderungswilligen.”®

Heıinrich Spıero hatte AaUus diesem Grund schon sehr fruh den Kontakt mıiıt
Biıschof Bell VO:  e Chichester gesucht. Als Bell 1m Auftrag der ökumenischen
Bewegung „Life and Work“ Vorbereitungsgesprächen für die 1mM Sommer
1937/ geplante Weltkirchenkonferenz 1n Oxford 1n Berlin weiılte, kam
Sonntag, 31 Januar 1937 eın ausführliches Gespräch zwıischen Bischof Bell,
Adolf Keller, Heinrich Spiero und Charlotte Friedenthal zustande. Das
TIreften WAar durch Keller, den Generalsekretär der „Europäischen Zentral-
stelle für kirchliche Hilfsaktionen“, Genf£, 1n die Wege geleıtet worden. Dies
W alr noch VOTL der Spaltung des „Paulusbundes“. Man traf sıch „1M Hotel
Fürstenhof 1n einem bescheidenen Zıiımmer 1m dritten Stock“, WI1e Spierosıch nach Jahren och erinnerte.// Obwohl Bell während seınes fünftägigenAufenthalts 1n Berlin alle Hände voll tun hatte führte miıindestens ein
Dutzend hochbrisanter Gespräche mıiıt den verschiedensten Kirchen- und

/1 Rundschreiben Dr. Heinric Spiero (7. Potsdam: Ve 6, kte 4’Bl 61
72 Rundschreiben Dr. Heıinrich Spiero November AH  > Lobetal, kte

„Nıchtarische Christen“, BI FL
73 Aktennotiz Leßer (4 Potsdam: 75 Ve 6’ kte D 3739
/4 Es sınd sechs Rundbriefe des Büros Spıero bekannt: 123 T7E  1937

1937/Aprıl 1938/November 1938/Anfang Julı 1939 Vgl Werner Cohn, Bearers of
Common Fate? The „non-A AT  s Christian „Fate-Comrades“ of the Paulus-Bund,

319 In: Year Book XAXKEN,: Leo Baeck Instıtute, London 988), Anm. 83
75 uch ZU Folgenden, Rundbrief Dr. Heınrich Spiıero (November AH  >

Lobeta kte „Nıchtarische Christen“, Bl 20
Rundbrief Heıinric Spiıero (30 In Dıie Mahnung, hg. VO Bund der Ver-

fol7g7t des Nazıregimes, 38 J8. Nr. 6’ Berlin PD9I%Heınrich Spiero: Eriınnerungen, Kopıe 1m Besıtz der Vert. Charlotte Frieden-
thal, selbst jüdıscher Abstammung, WAar Miıtarbeiterin VO Superintendent Martın Al-
bertz, dem „Nıchtarier-Referenten“ 1n der vorläufigen Kırchenleitung der DE  R
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Staatsvertretern’® hat ıh die Begegnung mMi1t Heinrich Spıero tief beeıin-
druckt. In einem danach entstandenen Bericht spricht Bell voll Bewunde-
rung VO der Arbeiıt Splieros, in die investieren sıch lohne.”?

IDieser Verbindung WAar vermutlich auch verdanken, dafß Bischof
Bell sich entschlof$, se1ıne Schwägerin, Mıss Laura Livingstone, dazu be-
11, ine Zeıtlang 1mM Auftrag des „Church of England Comuittee for
Non-Aryan Christians“ nach Deutschland gehen. Selit August 937/ AL

beitete S1e 1n Berlin CNS mMuiıt dem uro Dr. Heıinrich Spıero Inmen und
verhalt einer nıcht geringen Zahl „nıchtarıscher“ Christen ZUuUr Emigra-
tion.®° Fur Kenner der S7zene War damals das „Buro Dr Heinrich Spiero“ dıe
Adresse 1ın der evangelıschen Kirche 1n Deutschland, „nıchtarısche“
Christen 1n Auswanderungsfragen och ehesten Hıltfe erwarten konnten.
SO schrieb der bayerische Pfarrer der Inneren Mıssıon Friedrich Hofmann

Oktober 1938 einen Hılfesuchenden: „Meınes Wıssens o1bt in
Deutschland LL1UTr ıne Stelle, die Möglıchkeiten der Auswanderung für
nıchtarische Christen sorgfältig prüft und wirklich tachkundigen Rat erteıilt.
Es 1st dies Herr Dr. Kobrak, Berlin 15; Brandenburgische Strafße 41, uro

«81Spiero.
Das Ende der ıudenchristlichen Selbsthilfe

Dıie VO den Nazıs inszenıerte Pogromnacht 1mM November 1938 bedeutete
für die judenchristliche Selbsthilte praktısch das endgültige Aus Jetzt über-
nahmen Heinrich Hımmler und seın Reichssicherheitshauptamt die Füh-
LUNgs 1in der NS-Judenpolitik mı1t dem Ziel der Vertreibung aller Juden a4aus

Deutschland, spater o ihrer Vernichtung. DDer Spielraum für eın InNeEeN-

schenwürdiges Leben für Juden in Deutschland WAar Jjetzt davon abhängıg,
inwıeweıit einzelne Ma{fißSnahmen dem Vertreibungs-, spater dem Vernich-
tungsprogramm nützlich Die entscheidende Sıtzung, bei der durch
Vertreter aller mafßgebenden Regierungsstellen das weıtere Vorgehen
die Juden 1n Deutschland besprochen wurde, fand November 1938
1m Reichsluttfahrtministerium Wiıchtigstes Ergebnıis dabe!1 WAar neben
der Auflage eıner kollektiven Geldbufße für die Judenheıt 1ın Deutschland in
Milliardenhöhe der Beschlufß der Enteignung und „Arısıerung“ aller Jüdi-
schen Unternehmen WwW1e der völlige Ausschlufß der Juden aus dem deutschen
Kulturleben. Es sollte 1in den Stidten Bannmeıilen yeben, die Juden nıcht be-
treten durften, un:! INnan o bereıts besondere zußere Kennzeichen für

/8 Ronald Jasper, George Bell (1967), 215 {f.; Armın Boyens, Kirchenkampf un! Oku-
IMECNEC, 148

Ronald Jasper, George Bell (1967), 138
Zum BaNzZCNH Vorgang ausführlich Röhm / Thierfelder, Juden-Christen-Deutsche,

JO (1992); Kap 41
Pt. Hotmann Dr (Jtto Steiner/Ulm (25 EK  > Nürnberg: Bestand

Kırchliche Hıltsstelle tür nıchtarısche Christen, München Nr. Zıt. nach: Roland Bal-
ZCT, [)as Buro Grüber un:! se1ıne Vertrauensstellen 1n Nürnberg un! München. Masch
kirchengesch. Seminararbeıit Uni1 Heıidelberg (1992)
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S1C Der Chef der Sıcherheıitspolizeı Heydrich der diesen Gedanken CMNSC-
bracht hatte, dachte das Iragen bestimmter Abzeichen, Goöring schlug —

phorısch 388 D Unitorm VO  e

Um der Geftahr der „Verproletarıisierung der Juden Heydrich VOI-

zubeugen, sollte den Juden erlaubt SCIMN, Rahmen LICUu BL
denden streng überwachten „Jüdischen Kulturbundes H1 begrenztes Kul-
turleben tfür ıhresgleichen Organılslcren

Was konnten solche Pläne ZUT. Gettoijsierung und Vertreibung der Juden
für die christlichen „Nıchtarıer und insbesondere für die Ssogenannten
„Mischlinge bedeuten? Die Devıse, die I1Lall der Vereinigung
1937 ausgab hıeii Strikte „Abgrenzung vegenüber allem, W as Judesein
heifßt In Briefentwürfen die Gestapo, die schon November, also

Tag nach der Pogromnacht, entstanden, heifßt darum auch: „Die Vere1ı-
NISUNg 1937 hat weder mMi1t dem Reichsverband der jüdischen Kulturbünde
noch MIIt ırgendeiner anderen jüdıschen Organısatıon ırgendetwas u  -

Irgendwelche Verbote un Beschränkungen, die für Jüdısche Verbände
angeordnet werden sollten daher nıcht auf die Vereinigung 1937 „AUSSC-
dehnt werden“ Im endgültigen Schreiben Lefßers die Gestapo, das

November 1938 vertafßt 1ST wurde dieser Gedanke wiederholt und MmMi1t
der Begründung erganzt Was die INNECICNHN, weltanschaulichen Gründe
angeht ordern 1ISCTEC Statuten VO den Mitgliedern, dafß S1C auf dem Bo-
den des natıonalen Deutschlands stehen MI1L anderen Worten da{fß S1C sıch
nıcht 1Ur frei halten und frei fühlen INUSsSCIH VO jeder, aber auch jeglicher
internatıonalen Bıindung, der das Judentum unterliegt sondern sıch auch
völlig bejahendem Sınne der auf Festigung un: Erhaltung der Macht und
Ehre Deutschlands gerichteten Politik der deutschen Staatsführung einstel-
len «85 Dıies wurde geschrieben knapp W €e1 Wochen nach der Pogromnacht

iıne auf den Dezember 193585 einberutene Bezirksgruppenleiterver-
sammlung bestätigte die Schreiben die Gestapo Zu Ausdruck kom-
mende Grundhaltung Dieser Sıtzung WAar die Vorladung des Vorsitzenden
Lefßer bei der Gestapo 14 Dezember VOTAaUSSCHANSCH, be1 der ıhm eröff-
net wurde, dafß Zukunft der Vereimnigung jegliche „politische und nge_
schäftliche Betätigung StreNgSLENS verboten SC1 Hıerzu gehörten sowohl
die bisher praktızıerten Eingaben Behörden ZUguUuNsten VO Mitgliedern,
die das Mi(fallen der Gestapo EeIrregt hatten, WIC auch jegliche Rechtsbera-
tung Für Beschwerden der Vereinigung SC1 allein die Gestapo och Zzustian-

dıg In dieser Lage traten die Bezirksgruppenleiter die Flucht ach [0)681
ach heftiger Diskussion wurde MI1 Mehrheit der Gedanke der Selbstauflö-

K2 Benz vgl Anm 1 ’ 123 f 543 Der Nürnberger Prozeß X- X MI1 oku-
ment DPS 1816 Repro (Delphin), 499 ff

83 Benz (1988) vgl Anm 14 IA $
Brietentwurftf 10 E Potsdam Ve kte Fa

85 Leßer Gestapo Berliın (22 e Potsdam: /5 Ve 6, kte 3) Bl 6/
Protokall der Bezirksgruppenleiter- Tagung (17. Potsdam: 75 Ve 6,

Akte 3, BL N
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SUu1nz verworten. Man entschied sıch für die Weiterarbeit un! setztfe auf die
Erfahrung der Bezirksgruppen außerhalb Berlins, die VO wesentlich besse-
F Beziehungen ZAHE Gestapo berichteten. Ja, der Vorsitzende Leßer schrieb

Dezember die Geheime Staatspolizeı SOSal. -Ic8 möchte die Bıtte
aussprechen, ine generelle Anweısung erlassen, da{ß WIr 1L1UI noch der
Geheimen Staatspolizei als Aufsichtsbehörde unterstehen.“®/ Offtensichtlich
versprach 1119  - sıch inzwischen VO der Unterstellung un die Gestapo e1l-
HC  — wesentlich größeren Handlungsspielraum als bei einer Beaufsichtigung
durch Reichskulturwalter Hinkel.

Wıe MNan den Potsdamer Akten entnehmen kann, beschäftigten einzelne
Mitglıeder der „Vereinigung 1937“ noch ganz andere Sorgen. Kurz nachdem
ein1ges aus jener Sıtzung 1m Reichsluttfahrtministeriıum November
durchgesickert Wäl, übermuittelte der Leıiter der Hamburger ruppe, Erich
Waldheim, Dezember der Berliner Zentrale Vorschläge, w1e INanl sıch
als „Mischling“ jetzt besten schützen könnte: Be1 Einführung des 1n den
Stidten vorgesehenen „Judenbanns“ muüßten „Mischlinge“ die Möglıichkeit
bekommen, siıch durch außere Kennzeichen VO wirklichen „Juden“ -

terscheiden. Anderntalls könnte die Polizei S1€e Ja innerhalb der Bannmeile
festhalten; denn manche der „Mischlinge“ würden Ja „iıhre jüdische Her-
kuntft außerlich sehr stark ZUr Schau tragen“. Waldheim schlug VOIL, IHNall

könne ZU Beispiel das Mitgliedsabzeichen der Deutschen Arbeitstront
oder das der NSV tragen, das 11UI „Mischlinge“, nıcht aber „Voll-Juden“ be-
sıtzen könnten. der ware eın TICUu schaftendes Abzeichen der „ Ver-
ein1gung 1937° denken Seine eigenen Vorschläge noch einmal überprü-
tend, schreıibt der Bezirksgruppenvorsitzende aus Hamburg schliefßlich:
„Wır verkennen nıcht die Gefahr, die 1n der nregung lıegt: Dıie Behörden
könnten auf den Gedanken kommen, die Mischlinge Zu Tragen eınes AB-
zeichens ausnahmslos zwıngen, un dann vielleicht nıcht ein harmloses
Abzeıchen, Ww1e€e die VO u1ls vorgeschlagene Nadel, sondern denken WIr
das Schlimmste einen schwarz-gelben Knopf oder derartıges; wäh-
rend WIr doch 1Ur wollen, da{ß die direkt Betroffenen das Abzeichen reiwiıl-
lıg tragen, einer Verwechslung mıt Juden vorzubeugen.«88

WEe1 Tage spater folgte AaUuUs Hamburg eın weıteres Schreiben, in dem
sichtlich erleichtert mitgeteilt wurde:

„Wır schrieben Ihnen vorgestern gCh der Einführung Vo Abzeichen
für Mischlinge, die iıhrer ausseren Erscheinung ach für Juden gehalten WEeI-

den können und deshalb Schwierigkeiten 1n der Offentlichkeit befürch-
ten haben aber A1SCLE Vorschläge ürtten sıch dadurch erledigen, da{fß (wıe
ausländische Zeıtungen berichten) emnächst mıiıt der Eiınführung VO  - gel-
ben Rosetten für die deutschen Juden rechnen 1Sst. Etwas derartıiges mu{fß
Ja auch ohl kommen, Verwechslungen vorzubeugen, un dann 1St Ja je-

87 Leßer (Festapo Berlin (20 K Potsdam: Ve 6, kte 3’ Bl. 179
88 4B;zirksgruppe Hamburg Zentrale (6 Potsdam: 75 Ve 6) kte 9
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der, der die RKRosette nıcht tragt, ohnehın schon als Nıchtjude gekennzeich-
Net.: Die VO u1ls beftfürchteten Schwierigkeiten bestehen dann also nıcht
mehr.«89

och wagten die Nazıs nıcht, diesen teuflischen Plan in die Tat umzu-
seizen. Fur das Reichsgebiet wurde erst 1mM September 1941 das Iragen des
„Gelben Sterns“ ZUur Pflicht für alle Juden.”

In der Folgezeıt War für die „Vereinigung 1937“ keine orofße Entfaltungs-
möglıchkeıt mehr gegeben. Am 11 August 1939 ergıng das letzte Rund-
schreiben, 1n dem der Vorsitzende Leßer mıitteilte, da{ß „gemäfß Anordnungder Autsichtsbehörde die Vereinigung aufgelöst worden und damıt 1n den
Zustand der Liquıidation getreten” se1.?!

uch das . Büro Dr. Heınrich Spiero“ mufiste Anfang Jul: 1939 seıne Ar-
beit eenden. Mehrere Mitarbeiterinnen un! Miıtarbeiter dieses Buros
bıs dahın bereıts iın das „Büro Pfarrer Grüber“ übergewechselt; Spıero selbst
übergab seıne Akten Grüber; War physısch und psychisch den Rand
der Erschöpfung gekommen.

Zusammenfassung
Angesichts der Grenzen, die einer „Judenchristlichen“ Selbsthilfeorganisati-

1mM Drıtten Reich VO staatliıcher Seıite BESETIZL N, sınd allem die
Aktivitäten des „Reichsverbands nıchtarischer Christen“ und dessen ach-
tolgeorganisationen beachtenswert. Die relatıv geringe Zahl eingetrage-
LICIL Mitgliedern rund 5000 1St bei einer Vereinigung, deren Schwerpunkt
bei kulturell-geselligen un bei Bıldungsangeboten lag, nıcht welter erstaun-
lıch; vergleichsweise kam der „Reichsverband Jüdıscher Kulturbünde“ auch
nıe über einen Organıisationsgrad VO  - / hiınaus.?  S e1m „Reichsverband
niıchtarıiıscher Christen“ kommt och hinzu, da{fß dessen Mitglieder sıch 1M-
MICT: vehement dagegen vewehrt haben, als „Juden“ behandelt werden;
nıcht selten leugneten s1e selbst iıhr „Judenchrist“-Sein.

Es gab verschiedene Gründe, >nichtarıische“ Christen 1n dem (5@e-
£ühl lebten, „zwischen den Stühlen“ sıtzen:

Allzu lange yab keine besonderen Anstrengungen VO Seıiten der Kır-
chen, VOT allem nıcht VO evangelischer Seıte, ine der Lage der „nıchtarı-
schen“ Christen ANSCMESSCHE besondere Hılfsorganisation aufzubauen, W1e€e
dies durch die „Reichsvertretung der Juden ın Deutschland“ tür deren Miıt-

Bl 4läf2irksgl'uppe Hamburg Zentrale CZ K Potsdam: Ve 6, kte 9?

Polizeiverordnung ber die Kennzeichnung der Juden e L, 1941,
547 „Mischlinge“, soweıt S1e ach den Nürnberger (Gesetzen als Vorläufige Reichsbür-
gCI galten, VO  3 dieser Mafßnahme USSCHNOMMECN.91 Söhm Thierfelder, Juden-Christen-Deutsche, kE 276
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ylieder geschah Sowohl aus der Sıcht des Judentums als auch Aaus der Sıcht
der nıchtarıschen Christen WAarltr nıcht vorstellbar da{fß die „Jüdısche
Reichsvertretung auch „nıchtarısche“ Christen betreute Es blieb den Be-
trottenen darum LLUTr der Weg der Selbsthilte.

Die staatlıchen Instanzen sıch das Ansınnen des Reichs-
verbandes, die eigentliche Vertretung der „nıchtarıschen“ Christen 1ı allen
Belangen SC11I Zweımal wurde der Antrag auf Anerkennung als zugelas-
SCIIC Auswanderungsberatungsstelle abgewlesen un! auch der Versuch CISC-

„Judenchristliche Schulen einzurichten blieb Behördendickicht stek-
ken Selbst die Vordergrund der Arbeiıt stehende Rechtsberatung, WIC die
Stellenvermittlung geschahen 1Ur Rande der Legalıität

Vor allem aber belastete, spaltete schließlich den Verband die durch die
Nürnberger Gesetze und die entsprechenden Durchführungsverordnungen
geschaffene, Detaıil aber geklärte Unterscheidung 7zwıischen Juden
und „Mischlingen Di1e einzelnen Famıiılıen, denen Personen 1-
schiedlichster Grade des „Judesein gehörten hın- un hergerissen
Sollten SIC iıhren Standort als bewußfßte Deutsche suchen die S1C

un hre NZ Hoffnung auf HE für Mischlinge erträgliche kommende
Stabilıisıerung Nazıdeutschland setzen”? der blieb auch ıhnen LUr der
Rückzug 1115 (etto bzw die Flucht 1115 Ausland?

Bezeichnend für die permanente Unsicherheıit C111 Beispiel LCI-

HE W ar die Anfrage des Leıters der Bezirksvertretung Hamburg die
Berliner Zentrale och Dezember 1938 ob die „Vereinigung 1937“
sıch „überhaupt mıiıt der [gerade anlaufenden] Kinderverschickung befassen
dürfe; lag C111 Angebot aus England für Flüchtlingstransport für
tünfzig niıchtarische Kınder VO  — Die zuständige Reterentin der Berliner
Zentrale, Sylvıa Wolft W16C5 Randnotiz interessanterweıse auf die
Auswandererstelle für Kinder, Berlin Oranıenburgerstr 20« hın

Dıies WAar die Anschrift des gerade eröffneten „Buro Pfarrer Grüber
1ne SCWI1SSC Klärung der Wıdersprüche WAar erreicht als ach der Po-

oromnacht 1938 die Weichen eindeutig auf Vertreibung gestellt wurden
Jetzt judenchristliche Selbsthilfeorganısationen WIC die „ Vereinigung
1937“ oder das „Buro Dr Heinrich Spiero keine ernstzunehmenden art-
ner mehr für die auf raschen Erfolg setzende Gestapo unter Heinrich
Hımmler und Reinhard Heydrich Damıt aber War auf evangelischer Seıte
die Stunde des „Büros Pfarrer Grüber auf katholischer Seıte die des
„Hilfswerks beim bischöflichen Ordinarıat für katholische Nıchtarier Kc-
kommen der Staat ahm Zur Durchsetzung SC1IL1CI Pläne gezielt
die Dienste kirchlicher Urganısationen Anspruch

Da{fß die Kirchen hauptsächlich die evangelischen nıcht schon früher
auf die wachsende Not MI1It dem Angebot VO zentral organ1s1erten Hılts-
stellen haben, die Einzelne schon SeIL 1933 gefordert hatten, bleibt

Hamburger Bezirksgruppe Zentrale der Vereinigung 1937 (7 MI1L
Randnotiz VO 5y Wo ( Potsdam: F Ve 6’ kte 9) B1 D
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ine aum entschuldbare Hypothek. Umso mehr 1st testzuhalten, da{fß der
„Reichsverband nıchtarıscher Christen“ be1 aller Deutschtümelei, die dort
herrschte und manchen Gutmeinenden damals auch abschreckte doch vie-
len Verfolgten ine geistige und gesellschaftliche, Wenn auch FFÜH: notdürftige
Heımat angeboten hat Die Judenchristliche Selbsthilfe hat ohne Zweiıtel
das zeıgen die Potsdamer Akten eindeutig ine wichtige Vorarbeit geleistet
für das weIıt bekanntere „Büro Pfarrer Grüber“
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